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für alle und den Saalkreis, die Kreiſe Merſeburg- Buerfurk, Delitzſch Bikkerfeld,
wikkenberg Schweinit, Torgau- Tiebenwerda, Sangerhauſen Erkarksberga und die Mansfelder Kreiſe.

Die Schlacht im Weſten.
Großes Hauptquartier, 12. Auguſt 1918. Amtlich.

Weſtlicher Kriegsſchauplatz
Zwiſchen Yſer und Ancre ſcheiterten mehrere Teilvorſtößedes Feindes. Nördlich der Lys ſchlugen wir einen nern

engli r S hete den der achtfront führte der Feind am frühen Morgenheftige Angriffe nördlich der Somme und zwiſchen Somme Rud
Lihons. Sie wurden meiſt im Fener, teilweiſe im Gegenſtoß
abgewieſen. Bei den Kämpfen um Lihons ſtieß der Feind über
den Ort hinaus nach Oſten vor. Unſer Gegenangriff warf ihn
bis an den Nord und Oſtrand des Dorfes wieder zurück. Hef-
tige Teilkämpfe zwiſchen Lihons und der Avre. Südweſtlich
von Chaulnes griffen wir den Feind an und nahmen Halln.
Beiderſeits der Straße Amiens-Roye wieſen wir feindliche An
griffe ab. Zwiſchen Avre und Oiſe dauerten ſtarke Angriffe
des Feindes bis zur Dunkelheit an, ſie ſind völlig geſcheitert.Beſonders ſchwere Verluſte erlitt der Franzoſe de Tilloloy.
Durch nahes Heranreiten ſeiner Artillerie, die den Panzer-
wagen dichtauf folgten, ſuchte er hier den Durchbruch zu er
zwingen. Jnfanterie und Artillerie ſchoſſen den Feind vor
unſeren Linien zuſammen.

Geſtern wurden 17 feindliche Flugzeuge und vier Feſſel
ballone abgeſchoſſen. Leutnant Udet errang ſeinen 49., 50., 51.
und 52., Leutnant Freiherr von Richthofen ſeinen 38., Leutnant
Veltjens ſeinen 26., 27. und 28. Luftſieg.

Jm Juli wurden an den deutſchen Fronten 518 feindliche
Flugzeuge, davon 69 durch unſere Flugabwehrgeſchütze, und 36
Feſſelballone abgeſchoſſen. Hiervon 239 Flugzeuge in unſerem
Beſitz. Der Reſt iſt jenſeits der gegneriſchen Stellungen er
kennbar abgeſtürzt.

Wir haben im Kampf 129 Flugzeuge und 63 Feſſelballone
verloren.

Der Erſte Generalquartiermeiſter: Ludendorff.

(Wiederholt, da nur in einem Teile der geſtrigen Auflage.)

Franzöſiſcher Durchbruchsverſuch mißglückt.
Berlin, 11. Auguſt. i iös.) Am 11. Auguſt ſetzten

die Ententeheere an beiden Flügeln der Schlachtfront von
neuem ſtarke Kräfte zum Durchbruch an. Um 5 Uhr früh brach
von nördlich der Somme bis ſüdlich Lihons ſchwerſter Feuer
wirbel los, dem ſtarke Angriffe folgten. Wiederum begünſtigten
dichte Nebel den Angreifer. Allein, trotzdem und obwohl der
Engländer keine Verluſte ſcheute, wurden alle Angriiffe in
harten Kämpfen abgewieſen. Bei Lihons glückte zwar den
Engländern ein vorübergehender Erfolg, allein ein deutſcher
Gegenangriff drängte ſie wieder auf die Trümmer des in der
Sommeſchlacht 1916 vollkommen zerſtörten Dorfes zurück.
Weiter ſüdlich warf ein aus Chaulnes vorbrechender deutſcher
Gegenangriff die Engländer wieder aus Hallue heraus und
trieb ſie in Unordnung auf Chillh zurück. Von der Straße
Amiens--Roye bis an die Oiſe griffen die Franzoſen bis zum
Einbruch der Dunkelheit an. Rückſichtslos ſetzten ſie hier ſtarke
Kräfte immer von neuem ein, um, koſte es war es wolle, auf
Roye durchzubrechen. Den von ſtarken Kampfgeſchwadern be
gleiteten Sturmwellen folgten unmittelbar zahlreiche Feld-
batterien. Allein, in dem ausgezeichneten zuſammenwirkenden
Feuer der deutſchen Artillerie und Jnfanterie wurden die
Franzoſen überall abgewieſen. Außer zahlreichen Toten blieb
eine große Zahl Tanks zerſchoſſen vor den deutſchen Linien
liegen. (W. T. B.

Berlin, 12. Auguſt. (Offiziös.) Das geſchickte Ausweichen
der deutſchen Truppen zwiſchen der Avre und der Oiſe
hat nunmehr anſcheinend den franzöſiſchen Angriff ſeine Stoß-
kraft genommen. Durch den Kampf mit äußerſt geſchickt und
zähe fechtenden Nachhuten geſchwächt, durch den Marſch über
hügliges Waldgelände ermüdet und in Unordnung gebracht,
ſtießen die franzöſiſchen Angriffsdiviſionen auf einen Ver-
teidiger, der in gut gewählten Stellungen den Angriff er-wartete. Durch Raſſeneinſas und rückſichtsloſe Opferung von

Menſchen und Material ſuchte die franzöſiſche Führung den
verloren gegangenen Vorteil der Ueberraſchung ſowie den Ver-
luſt der vorbereiteten Angriffsbaſis auszugleichen. Jn Nach-
ahmung des deutſchen Vorbildes ließen die Franzoſen einen
großen Teil ihrer Artillerie als Stoßbatterien der Infanterie
unmittelbar folgen. Dieſe Maßnahme, welche den raſchen ſieg
reichen Vormarſch nach Durchbrechung der erſten Linie ſicher-
ſtellen ſollte, führte zur ſchwerſten Einbuße an Menſchen und
Pferden. Die franzöſiſchen Geleitbatterien gerieten bereits
auf dem Anmarſch in das Feuer der ſchweren deutſchen Artil-
lerie und wurden, zum Teil noch ehe ſie auffahren konnten,
zuſammengeſchoſſen. Nicht beſſer ging es den Panzerwagen,
die von den h erlegt wurden, ehe fie derdeutſchen Infanterie gefährlich wurden. Wenn der franzöſiſche
Führer ſeine Infanterie trotzdem bis Einbruch der Dunkelheit
immer von neuem ſtürmen ließ, ſo erreichte er damit nichts als
ein Anwachſen der franzöſiſchen Verluſte. Stellenweiſeliegen 8 Toten reihenweiſe vor den deut-
ſchen Gräben. Beſonders furchtbar ſind die Ver
u ſte des Angreifers bei Tolloloh, wo die bereitgeſtellten
franzöſiſchen Reſerven durch das deutſche Artillerie-feuer 14 vernichtet wurden. (W. T. B.)

öſiſcher Heeresbericht vom 10. Auguſt abend s. Aufded mee wurden r Angriffe während des
ganzen Tages mit wachſendem Erfolg fortgeſetzt. Seit heute
früh von Oſtey und Norden her überflügelt, fiel Montdidier
in unfere Gewalt. Indem wir unſeren ſiegreichen Vormarſch
auf dem rechten Flügel der engliſ Streitkräfte fortſetzten,
ſchoben wir unſere Linie 10 Kilometer öſtlich von Montdidier
auf die Front Andechy Laboiſſiere--Fecamps vor. Anderer-
ſeits erweiterten wir noch unſere Unternehmung im Südoſten
und griffen die deutſchen Stellungen rechts und links der
Straße von St. Juſte en Chauſſee nach Roye auf einer Front
von mehr als 20 Kilometern an. Wir nahmen Rollot, Orvillers
Sorel, Reſſons ſur Matz, Conchy les Pots. La Neuville ſur
Reſſons und Slincourt, und machten an gewiſſen Punkten einen

gert von 10 Kilometern. In drei n rücktendie ranzöſiſchen Truppen längs der Straße miens Roye
mehr als 20 Kilometer vor. e Zahl der Gefangenen, die
wir in dem gleichen Zeitraum machten überſteigt 8000. Unter
dem ungeheuren Gerät, das der Feind zurüdlließ, zählten wir
bis jetzt 200 Geſchütze.

Engliſcher Bericht vom 11. Auguſt abend s. Der Feind
ſetzte am Morgen einen ſtarken Angriff mit friſchen Diviſionen
ſagt die britiſchen Stellungen bei Lihons und nördlich und
üdlich davon an. Wir ſchlugen alle Angriffe nach heftigemKampfe zurück und fügten dem Feinde große Verluſte zu. Per

Feind drang in unſere Stellungen nördlich von Lihons ein,
wurde aber im Laufe eines ungeſtümen Kampfes öſtlich und
nördlich des Dorfes zurückgetrieben, ſo daß unſere Linie voll
ſtändig wiederhergeſtellt wurde. Die Franzoſen ſetzten ihren
Angriff in Verbindung mit den britiſchen Truppen fort und
drangen ſüdweſtlich und ſüdlich von Roye weiter vor.

Vor der Entſcheidung im Weſten? Zürich, 12. Auguſt. Der
Militärkritiker der Daily Mail ſchreibt, daß die britiſche Armee
jetzt an der Weſtfront faſt dieſelbe Stärke erreicht habe wie die
franzöſiſche. Die Entſcheidung müſſe jetzt kommen.

Neue öſterreichiſche Offenſive in Jtalien? Der Daily Tele
graph meldet aus Rom daß Oeſterreich große Vorbereitungen
zu einer neuen Offenſive gegen Italien treffe. Jn dem Ab
ſchnitt des Montello werden große Reſerven und Artillerie
zuſammengezogen. Auch wird eine neue Offenſive erwartet,
die die Verbindungen des italieniſchen Heeres mit Albanien
unterbrechen ſoll.

Luftangriff auf engliſche Seeſtreitkräfte.
Berlin, 12. Auguſt. Amtlich. Am 11. Auguſt vor-

mittags ſichteten unſere auf den Frieſiſchen Jnſeln ſtationierten
AufklärungsFahrzeuge, ſowie ein in See befindliches Luft
ſchiff im Seegebiete nördlich Vlieland ſtarke engliſche See-
ſtreitkräfte, die ſich aus mindeſtens 25 Linienſchiffen,
6 Panzerkreuzern und zahlreichen Zerſtörern und Torpedoboots
Flolillen zuſammenſetzten. Sie führten außerdem ſechs Schnell
boote mit, die zuſammen mit den Torpedofahrzeugen anſchei-
nend zum Minenlegen in großem Umfange beſtimmt waren.
Die engliſchen Flottenteile waren im Vormarſch nach der
deutſchen Bucht begriffen. Unſere Flugzeuge, ſowie das
Luftſchiff griffen ſofort mit Bomben und Maſchinengewehren
die Schnellboote und Torpedofahrzeuge an. Es gelang ihnen,
drei Schnellboote zu vernichten und den Reſt der
Schnellboote bewegungsunfähig zu machen. Außerdem wurden
auf einem Panzerkreuzer und einem Torpedoboot Bomben
treffer erzielt. Das Torpedoboot wurde ſo ſchwer beſchädigt,
daß es zuletzt in ſinkendem Zuſtande geſehen wurde. Sofort
auf dem Kampfplatz vorſtoßende eigene Seeſtreitkräfte konnten
den bereits abziehenden Gegner nicht mehr ſtellen. Unſere
Verluſte betragen ein Luftſchiff, Kommandant Kor-
vettenkapitän der Reſerve Proelß und ein Flugzeug.
Beſonders hervorgetan haben ſich bei der Abwehr und Angriff
die Kampfſtaffeln Borkum und Norderney unter der Führung
der Leutnants zur See Freudenberg und Hammer. Der Chef
des Admiralſtabes der Marine.

London, 12. Auguſt. (Reuter.) Die Admiralität teilt
mit: Engliſche leichte Seeſtreitkräfte und Flugzeuge unter-
nahmen am 11. Auguſt eine Erkundungsſtreife an die weſt
frieſiſche Küſte. Von deutſchen Luftſtreitkräften heftig an
gegriffen, gelang es ſechs Motorbooten nicht, zurück-
zukehren. Engliſche Flugzeuge vernichteten nördlich Ame-
land ein Luftſchiff; dieſes fiel aus großer Höhe, in Flammen
gehüllt, ins Meer. (W. T. B.)

Ueber drohende Unruhen in Südafrika ſprach ſich General
Botha in ſeiner Rede aus, die die Daily Mail (Continental
Edition) vom 3. Auguſt wiedergibt. Botha erklärte, daß viele
Leute jetzt das Volk zur Gründung einer Republik
aufſtacheln wollen. General Hertzog habe im Parlament zu-
gegeben, daß eine gewiſſe Geheimorganiſation beſteht und frei-
willige Kommandos gegründet würden. Die Verhältniſſe ſeien
ſo bedrohlich, das er, Botha, bei ſeiner Ankunft in Pretoria
am 28. Juni 500 Reiter habe nach Germiston ſenden müſſen,
weil dort am nächſten Tage ein Aufſtand losbrechen ſollte.

ranzoſen und Nuſſen in Mazedonien. Berlin, 13. Aug.o V. 8 berichtet über eine grauſame Behandlung, welche die

Franzoſen in Mazedonien den Ruſſen zuteil werden ließen,
die ſich ſeit dem Frieden von BreſtLitowſk weigerten, weiter
u kämpfen. Es handele ſich um in Mazedonien ſtehende Ruſſen
es 7. Jnfanterieregiments. Wie aus einem bei zwei ruſſiſchen

Ueberläufern vorgefundenen Proteſt hervorgeht, wurden die
Ruſſen, im ganzen 1200 Mann, in einem Gebäude unterge-
bracht, das kaum für 400 reichte. Sie erhielten täglich nur einige
Hwiebäcke und 150 bis 250 Gramm u waren ohne
mediziniſche Hilfe und der Drohung ausgeſetzt, daß ſie zur
Zwangsarbeit nach Nordafrika geſchickt würden. Sie wurden
dann mit der Bahn nach Saloniki befördert, wo in ihrem Lager
Maſchinengewehre aufgeſtellt waren, mit denen die Franzoſen
in die Luft ſchoſſen, um die ſchutzloſen Ruſſen zu ängſtigen. DerProteſt ſ t „Völker und r helft uns und teilt
der ganzen Welt mit, daß wir unſchuldig unter der franzöſiſchen
Tyrannei leiden.“ Unterzeichnet iſt der Proteſt von bevollmäch
tigten Soldaten des 1. Bataillons, insgeſamt 1200 Mann.

l r
meldungen zufolge haben deutſche Truppen Banden aufſtän-
diſcher Bauern im Süden von Kiew zerſtreut und unſad ich gemacht.

Das perſiſche Kabinett zurückgetreten. Die Neue Korreſpon-
denz meldet aus Zetersburg: r Schah von Perſien hat am4 z den Rücktritt des Kabinetts angenommen. Zum
Miniſterpräſidenten iſt Dauleh ernannt. der als großer
Freund der Entente angeſehen wird.

Neuwahlen in England.
Es dürfte nicht mehr zweifelhaft ſein, daß Ende dieſes oder

Anfang nächſten Jahres Neuwahlen für das engliſche Unter
haus vorgenommen werden. Die Vorbereitungen dazu haben
bereits begonnen, das neue Wahlregiſter ſoll bis zum 1. Oktober
fertiggeſtellt ſein, in der engliſchen Preſſe begegnet man ſchon
lebhaften Erörterungen über die Formen, in der ſich diesmal
die Wahlbewegung vollziehen ſoll.

England iſt das erſte unter allen kriegführenden Ländern,
vas an eine Erneuerung ſeines Parlaments noch während des
Krieges herangeht. Und noch dazu unter ganz beſonderen, neu
artigen und unklaren Verhältniſſen. Die vor einem halben
Jahre beſchloſſene Wahlreform bringt eine ſtarke Vermehrung
der Wahlberechtigten. So gut wie alle Männer, die das
21. Lebensjahr erreicht haben, alle Soldaten und See
leute ſogar ſchon von 19 Jahren an ſind jetzt wahlberechtigt;
dazu kommen noch die Frauen über 30 Jahre, deren Gatten
Gemeinderatswähler, oder die, wenn ſie ledig ſind, eine eigene
Wohnung beſitzen, alſo nicht zur Aftermiete wohnen. Wie groß
die Zahl der männlichen Wähler ſein wird, läßt ſich unter den
Kriegsverhältniſſen nicht berechnen; die Zahl der weiblichen
Wähler dürfte trotz der reaktionären Einſchränkungen etwa
6 Millionen betragen. Erinnert man ſich daran, daß die preu
ßiſche Wahlreform ſchon nach der Regierungsvorlage
das Wahlalter auf 25 Jahre hinaufſetzen, den Frauen das
Wahlrecht aber ganz verſagen will, ſo wird man ſofort er-
kennen, welchen großen Fortſchritt das neue Wahlgeſetz in
demokratiſcher Beziehung für England bedeutet. Wenn ſich
dieſer Fortſchritt bei den bevorſtehenden Wahlen noch nicht
zeigen wird, ſo liegt das nicht an dem Wahlgeſetz, ſondern anden Wählern, insbeſondere an der arbeitenden Bevölkerung.

Die Parlamentswahlen haben für England 2 eine
viel größere Bedeutung, als etwa die Reichstagswahlen für
Deutſchland, weil die engliſche Regierung nicht eine in un
erreichbaren Höhen thronende Einrichtung iſt, die ſich vom Par
lament nur das Geld für ihre Geſchäfte bewilligen läßt, ſon-
dern weil das Parlament ſelbſt die Regierung ſtellt. Oder ge
nauer ausgedrückt, die Leitung der ſiegenden Partei übernimmt
in England mit dem Beginn der Parlamentstagung die Lei-
tung der Regierungsgeſchäfte. Jn der Praris des politiſchen
Lebens Englands hat das zum Zweiparteienſyſtem geführt; aus
den Torys und Wighs iſt die konſervativ unioniſtiſche und die
liberal-radikale Partei geworden. Jn der Theorie wäre alſo
der engliſche Parlamentarismus der klaſſiſche Ausdruck des
Volkswillens; in der rauhen Wirklichkeit aber hat er ſich zur
klaſſiſchen Jntereſſenvertretung der Bourgeoiſie entwickelt. So
lange das Wahlrecht nur auf die beſitzenden Schichten beſchränkt
war, hat ſich das ganz unverhüllt gezeigt; als auch größere
Kreiſe der minderbemittelten Bevölkerung zu der Wahl zuge-
laſſen wurden, verſteckte ſich das Klaſſenintereſſe der Bourgeoiſie
binter den auch bei uns bekannten Phraſen vom allgemeinen
Volkswohl. Das eine wird man der konſervativen wie der libe
ralen Partei Englands zugeſtehen t daß ſie es bisher in
ousgezeichneter Weiſe verſtanden haben, die Arbeiter
über ihre wahren Jntereſſen zutäuſchen und ſie
in ihrem Gefolge zu erhalten. Durch allerhand politiſche und
ſoziale Konzeſſionen, durch die Aufnahme von Arbeiterführern
in die Regierung haben ſie bisher die Bildung einer ſtarken
ſozialiſtiſchen Partei, die vor allen Dingen ihre volle Selb-
ſtändigkeit zu wahren hätte, hintertrieben; die Arbeiterpartei
(Labour party) iſt keine ſozialiſtiſche Partei in unſerem Sinne,
ſondern eine Vereinigung von Arbeiterorganiſationen zur Ver-
mehrung des parlamentariſchen Einfluſſes der Arbeiter. Die
Arbeiterabgeordneten des jetzigen Unterhauſes ſtützen die liberale Mehrbeit; ſelbſt die Mitglieder der unabhängigen Ar-
beiterpartei (Jndependent Labour party), die parlamentariſch
zur Labour party gehören, treiben keine eigene, keine ſoziali-
ſtiſche Politik.

Die hinter Lloyd George ſtehenden Kreiſe wünſchen für die
bevorſtehenden Wahlen die Ausſchaltung der Parteikämpfe; es
ſoll „Khakiwahlen“ geben, die Bevölkerung ſoll durch die wider-
ſpruchsloſe Wahl von Kompromißkandidaten der Welt zeigen,
daß ſie einmütig der Kriegspolitik der jetzigen Regierung zu-
ſtimmen und den Krieg „bis zum ſiegreichen Ende“ führen
wolle. Dieſe Khakiparole ſtößt jedoch noch auf entſchiedenen
Widerſpruch, denn es gibt noch Differenzpunkte, die ſich ſelbſt im
Jeichen des „Burgfriedens“ nicht aus der Welt ſchaffen laſſen.
Da iſt zunächſt die Frage der Homerule für ſen land, für
die noch immer nicht die Einigungsformel gefunden wurde.
Neuerdings ſoll Lloyd George ein Programm entworfen haben,
das ſowohl die iriſchen Nationaliſten wie auch die Hlſterleute
zufrieden ſtellen ſoll. Großbritannien, das „Vereinigte König-
reich“, ſoll mit Jrland in einen Föderativſtaat umgewandelt
werden, in dem England, Schottland, Wales und Jrland die
gleichen Rechte haben ſollen. Jedes dieſer vier Landesteile ſoll
Selbſtverwaltung haben und ein eigenes Parlament beſitzen,
die oberſte Kontrolle und das Beſtätigungsrecht der Beſchlüſſe
ſoll dem Unterhauſe vorbehalten bleiben. Ob auf dieſe Weiſe
endlich die iriſche Frage aus der Welt geſchaffen werden kann,
erſcheint doch noch ſehr fraglich, zumal die Ulſterleute in Jrland
für ſich eine Sonderſtellung beanſpruchen. Aber vielleicht ge-
lingt es wenigſtens für die Wahlen, einen Ausgleich herbeizu-
führen.

Wichtiger jedoch als dieſer Streitpunkt iſt die Frage, ob Eng
land ſeine bisherige Freihandelspolitik fortſetzen oder
ob es zum Schutz zoll übergehen ſoll. Das Kriegskabinett
hat kürzlich einen Beſchluß gefaßt, der in ſeinen Konſequenzen
dahin führt, aus Großbritannien und ſeinen Kolonien einen
geſchloſſenen Wirtſchaftsmarkt zu machen, in den das Eindrin
gen anderer Länder, insbeſondere den Mittelmächten, ſehr er-
ſchwert ſein würde. Das Kriegskabinett iſt freilich nicht das
Parlament, hier erſt wird die Entſcheidung darüber fallen, ob
ſich auch England durch Schutzzölle von der übrigen wirtſchaft
lichen Welt abſchließen will. Die Erörterungen darüber wer
den in der Preſſe lebhaft geführt. Die liberalen Jnduſtriellen,
die unter dem Freihandel glänzende Geſchäfte gema haben,
ſind außerordentlich beunruhigt; auf der andern Seite ver
langen die Unioniſten bindende Zuſicherungen dafür, daß die



vom Kriegskabinett beſchloſſene Schutzzollpolitik wirklich durch
eführt werde, nur in dieſem Falle würden ſie den jetzigen
remierminiſter bei den Wahlen unterſtützen. Lloyd George

ſoll dieſe Zuſicherungen bereits gegeben haben, wie ſich die Libe
ralen dazu verhalten werden, iſt noch nicht bekannt.

Von weit größerer Bedeutung jedoch als dieſe beiden Fragen
dürfte für den Wahlkampf die Stellung der Arbeiter-

artei zu der Regierung ſein. Die jüngſte Konferenz der
Arbeiterpartei hat den Burgfrieden aufgeſagt. Was das zu be-
deuten hat, welche Folgen dieſer Beſchluß für die Zukunft haben
wird, iſt noch ſchwer zu ſagen. Ohne Zweifel herrſcht in weiten
Kreiſen der engliſchen Arbeiter Mißſtimmung über die Kriegs
gielpolitik der Regierung. Sie ſind Gegner der Niederwer-S und verlangen die Aufſtellung eines Programms,
auf deſſen Grundlage eine Verſtändigung mit den gnern
möglich wäre. Der Wortführer dieſer Richtung iſt He nder-
ſon, der aus dem Kabinett ausgeſchieden iſt, um für ſeine An
ſchauung freier werben zu können. Und es iſt ihm auch ge-
iungen, die Mehrheit der Arbeiterpartei für ſich zu gewinnen.
Die Kündigung des Burgfriedens dürfte vorläufig die Bedeu-
tung haben, daß die Arbeiterpartei den Kern einer neuen Oppo
ſitionsgruppe bildet; von andern Arbeiterführern, wie von
Smillie, dem Präſidenten des Bergarbeiterverbandes, iſt ſchon
verkündet worden, daß die Arbeiterpartei danach ſtrebe, die
Mehrheit der Parlamentsſitte zu erobern und damit ſelbſt die
Regierung zu übernehmen.

Ob es ſoweit, alſo zu einem radikalen Bruch mit den beiden
bürgerlichen Parteien und der jetzigen Regierung kommt, iſt
doch noch ſehr zweifelhaft. Wenn es Lloyd George nicht ge-
lingen ſollte, mit den Arbeiter führern zu einem Einverneh-
men zu kommen, ſo wird er alle Künſte aufbieten, um die Ar-
beitermaſſen auch weiterhin an ſeine Politik zu feſſeln.
Einige engliſche Blätter wollen ſchon wiſſen, daß ſeine Wahl-
parole zwei Punkte umfaſſen wird. Einmal will er ſeine Nie-
derwerfungstheorie aufs ſchärfſte betonen und zum leidenſchaft-
lichen Kampfe „bis zum Siege“ aufrufen; zum andern aber
will er den Arbeitern eine Reihe ſozialpolitiſcher Reformen in
Ausſicht ſtellen, die noch während des Krieges verwirklicht wer
den ſollen. Es bleibt abzuwarten, ob er mit dieſer Wahlparole
Erfolg haben wird. Man darf nicht vergeſſen, daß ſich auch, ab-
geſehen von der Unzufriedenheit mit der Kriegszielpolitik der
Regierung, die Arbeiterſchaft in einer ſtarken ſozialen Gärung
befindet. Das hat der kürzlich beendete Streik der Muni-
tionsgrbeiter gezeigt, der einen viel größeren Umfang
gehabt zu haben ſcheint, als offiziell zugeſtanden wurde.
qualifizierten Arbeiter ſind erbittert darüber, daß ſie nicht nur
während des Krieges eines großen Teiles ihrer gewerkſchaft-
lichen Rechte beraubt wurden, ſondern daß auch immer mehr
unqualifizierte Arbeiter und Frauen in Stellen einrücken, aus
denen man die Facharbeiter für den Heeresdienſt geholt hat.
Es herrſcht ferner große Unzufriedenheit, beſonders bei den

alliſiſchen Bergarbeitern, darüber, daß die Erhöhung der
Löhne nicht mit der Verteuerung der Lebensbedürfniſſe gleichen
Schritt gehalten hat. Vielleicht führen gerade dieſe Dinge da-
zu, daß die Mehrzahl der Arbeiter ſich von der Politik Lloyd
Gevrges losſagt.

Die Arbeiterpartei iſt bereits an die Umgeſtaltung
ihres Wahlapparats herangegangen. Sie hat ſich neue Statuten
gegeben, um auch ſolchen Wählern Gelegenheit zu geben, der
Organiſation beizutreten, die keiner der angeſchloſſenen Ver-
bände angehören. Sie will 350 bis 400 eigene Kandidaten auf-
ſtellen, wenn die Koalition der beiden bürgerlichen Kandidaten
zuſtande kommt. Jedoch hat der Kongreß verſichert, daß die
Arbeiterpartei nicht beabſichtige, die jetzige Regierung zu
ſchwächen, auch hat ſie von den Miniſtern, die als ihre Ver-
trauensleute im Kabinett ſitzen, nicht verlangt, daß ſie von ihren
Aemtern zurücktreten. Man könnte dieſe Haltung zwieſpältig
und unklar finden, wenn ſie ſich nicht aus der engliſchen Politik
erklären ließe man muß ſich außerdem immer daran erinnern,
daß die Arbeiterpartei keine eigentlich ſozialiſtiſche Partei mit
Klaſſenkampf- Charakter iſt, ſondern daß ſie ihre Ziele möglichſt
im Einvernehmen mit dem Bürgertum zu erringen ſucht.

So unklar alſo noch die Verhältniſſe ſind, ſo darf man doch
dem Ausgang der Neuwahlen mit geſpannter Erwartung ent-
gegenſehen. Neue Millionen von Arbeitern und Frauen treten
in das politiſche Leben ein, und wenn die Arbeiterpartei an
ihrem Beſchluß feſthält, ſelbſtändig in den Wahlkampf einzu-
treten, ſo könnte von hier aus ein Wendepunkt im politi-
ſchen Leben Englands beginnen.

Der Kongreß des franzöſiſchen
Gewerkſchaftsbundes.

(SA) Nach einer Pauſe von ſechs Jahren ſah ſich der Gewerk-
ſchaftsvorſtand der Confedération générale du Travail (C. G. T.)
infolge des Druckes der Minorität veranlaßt, am 15. Juli einen
allgemeinen Kongreß nach Paris einzuberufen. Mehr als 1100
Syndikate, beſonders zahlreich die Metall- und Transport-
arbeiter, waren vertreten. Aus Serbien, Belgien und England
erſchienen Abgeſandte, während die Gewerkſchaften Spaniens,
Amerikas und der Schweiz ihr Fernbleiben wegen der Reiſe-
ſchwierigkeiten entſchuldigten. Der Kongreß richtete Sympathie-
kundgebungen an die in den zahlreichen Gefäng niſſen
chmachtenden Genoſſen und an alle Opfer der
rutalen Unterdrückungspolitik.
Die Verſuche, lediglich über die an ſich höchſt bedeutſamen

Fragen, wie den ökonomiſchen Wiederaufbau zu verhandeln,
ſcheiterten, obwohl als Argument gegen die politiſche Aus
einanderſetzung ſogar die „dicke Berta“ herhalten mußte, deren
geräuſchvolle Tätigkeit zeitweilig hörbar wurde. Alzu brennens
war das berechtigte Verlangen der Oppoſition, die politiſche
Vergangenheitunddie Haltungder C. G. T. wäh
rend des Krieges einer eingehenden Kritik zu unterziehen
Sichtbar hat ſich ſeit der letzten Konferenz von Clermont die
Majorität mit Jouhaux, dem engeren Kollegen Legiens,
nach links hin orientiert. Eine Kampfesrede hielt von ſeiten
der rechtsſtehenden Gewerkſchaftler eigentlich nur Bled, ver
Sekretär der Vereinigung der Syndikate, der ſich gegen unver-
antwortliche Komitees und Perſonen ohne Mandate wandte,
die die Leidenſchaften und den Haß gegen die C. G. T. entfacht
haben ſollen. Dieſe Rede begegnete dem lebhafteſten Widerſpruch
und Proteſt. Die Hauptredner der Oppoſition, die bekannten
Zimmerwalder Merrheim und Bourderon, ſowie der
weiter links ſtehende Genoſſe Vallet geißelten die berüchtigte
„heilige Einigkeit“, wie man drüben den Burgfrieden zu nennen
pflegt. Anſtatt auf dem Boden des Klaſſenkampfes zu bleiben
und für den Frieden zu wirken, wußte der Generalſekretär
Jouhaux nichts Beſſeres zu tun, als auf dem Bankett der Jn-
duſtriellen und Kapitaliſten das Wort zu ergreifen. Es ſei end-
lich Zeit, die Regierung zu zwingen, ihre Kriegsziele offen dar-
zulegen. Merrheim ſchloß ſein zweieinhalbſtündiges Referat
mit den Worten: „Wenn ihr mit den Prinzipien von Zimmer
wald ſeid, ſo ſind wir mit euch. Aber wenn ihr für die Kata-
ſtrophe ſeid, dann bleibe ich in der Stellung, die ich einnehme.
Wir erſtreben den Frieden der Völker und nicht den der Regie-
rungen. Das muß die Kernfrage des Kongreſſes ſein. Keinen
Frieden, wenn nicht den Völkerfrieden in der wiederverſöhnten
Menſchheit!“

Die überaus erregte und leidenſchaftliche Debatte bewies, daß
bei einem guten Teil der Syndikaliſten der frühere antimili-
tariſtiſche Geiſt lebendig geblieben iſt. Eingehend beſprochen
wurde noch die Lage in Rußland. Jedes bewaffnete Ein-
reifen, ſo führten einige Redner aus, ſei ohne die Zuſtimmung
er dortigen revolutionären Regierung zu verwerfen. Die

Bolſchewiſten dürfe man nicht auf Grund der Schauermärchen
und der verlogenen Berichte der bürgerlichen Preſſe verurteilen.

Nach Ablauf der er iger Debatten einigten ſich die Mehr
beit und er Minderheit auf eine Reſolution,
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in der der h ohnedas Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker, ferner in entſchiedener

werden und jedes Ein n in Rußland verworfen wird. Die
Vertreter von 908 Syndikaten meinten, unter den zuge
Umſtänden von einem Mißtrauensvotum für den Gewerkſchafts-
vorſtand ehen zu ſollen, um nicht durch eine ren die
moraliſche Autorität der Arbeiterklaſſe zu vermindern ſie
zur Ohnmacht zu verdammen.

Nur die Genoſſen der äußerſten Linken, wie Peéricat, Vallet
u. a., vermochten ſich dieſer allgemeinen Harmonie nicht anzu
ſchließen. Jhnen erwächſt weiter die bedeutſame Aufgabe, die
Taten des Gewerkſchaftsvorſtandes aufmerkſam zu kontrollieren,
ihn vorwärtszutreiben und, wenn es nicht anders geht, ſelbſt
die Jnitiative zu gen. Die wiedergefundene Einigkeit
innerhalb der franzöſiſchen Gewerkſ en, die zum Teil von
der Minoritätspreſſe verkündet wird, bedeutet an ſich noch nicht
eben viel. Es muß ſich in den kommenden Tagen erweiſen, ob
es ſich um eine Einigkeit für die Aktion handelt und ob die, die
geſtern noch zu den eifrigſten h bis zum Ende

aſſegehörten, wieder den 3 zum ampf und zu einer wirk
lich internationalen v itik zurückfinden wollen und können.
Die Debatte über alle dieſe Fragen, nicht zuletzt über den Burg-
frieden, der bisher den entſchiedenen Kampf gegen die nationale
Bourgeoiſie gelähmt hat, und das Verhalten gegenüber dem
maßloſen Chauvinismus der Clemenceau Regierung wird auſ
dem franzöſiſchen Parteitag fortgeſetzt werden. Seinen Ent-
e e darf man mit begreiflicher Spannung entgegen-
blichen. „b.“

Die Lage im Oſten.
Ueber die möglichen Ergebniſſe der möglichen Beſprechungen

der Oſtfragen im deutſchen Großen Hauptquartier werden
in der Preſſe, die das Gras wachſen hört, allerhand Andeu-
tungen gemacht, die indes irgendwelche Zuverläſſigkeit nicht be-
anſpruchen können, und daher auch einer Mitteilung nicht wert
ſind. Die Behandlung und Klärung der nicht nur immer
herwickelter, ſondern auch in wachſendem Maße wichtiger wer
denden Oſtfragen erfordert aber dringlichſt eines: nämlich die
Mitwirkung des Reichstags, der gewöhnlich immer
nicht beiſammen iſt, wenn es gilt, in wichtigen Ereigniſſen Ent
ſcheidungen zu treffen. Dieſe Forderung ermäßigt das Berl.
Tagebl. auf die Einberufung des Hauptausſchuſſes,
es ſchreibt u. a.: „Als im Jahre 1916 der Reichstag einen be
ſonderen Ausſchuß für auswärtige Politik einſetzen wollte, der
dauernd, auch während der Vertagung des Parla-
ments, von der Regierung in den wichtigſten Auslandsfragen
auf dem Laufenden erhalten werden ſollte, um recht zeitig
zu neuen Problemen Stellung nehmen zu können, einigte man
ſich ſchließlich dahin, daß dieſe Aufgabe, vorerſt aber nur wäh-
rend der Kriegszeit, dem Hauptausſchuß übertragen wer-
den ſollte. Wenn je müßte unſeres Erachtens der Vorſitzende
dieſes Ausſchuſſes, der ſozialdemokratiſche Abgeordnete Ebert,
jetzt Gelegenheit nehmen, ihn einzuberufen.
Eine ganze Reihe von Auslandsfragen drängt zur Entſcheidung,
und wenn der Reichstag nicht wieder, wie ſchon wiederholt, vor
vollendete Tatſachen geſtellt werden will, wird er jetzt, fünf
Minuten vor neuen, ſchwerwiegenden Entſcheidungen, auf eine
Darlegung der Ziele unſerer auswärtigen Politik dringen
müſſen. Wir brauchen nicht erſt hervorzuheben, daß es ſich
dabei in erſter Linie um die Verhältniſſe in Finnland, in Polen,
in Litauen, in der Ukraine und ganz beſonders in dem eigent-
lichen Rußland ſelbſt handelt. Dieſe parlamentariſche Aus-
ſprache über alle dieſe Fragen dürfte um ſo notwendiger ſein,
als der neue Staatsſekretär des Aeußern, Herr v. Hintze, bis-

über ſeineher noch keine Zeit gehabt hat, ſich klar und eindeuti
Stellungnahme zu dieſen verſchiedenen außenpolitiſchen Proble-
men zu äußern.“

Es iſt auch bezeichnend für die politiſche Bedeutung des deut-
ſchen Reichstags, daß er von außen gleichſam erſt an ſeine
Pflicht erinnert und gemahnt werden muß ſich nicht immer
nur vor vollendete Tatſachen ſtellen zu laſſen! Wahr-
ſcheinlich wird es auch diesmal wieder ſo kommen. Wenn Ebert
den Hauptausſchuß zuſammenbringen ſollte, ſo hat der Haupt-
ausſchuß oder der Reichstag noch lange nicht den entſchloſſenen
Tatwillen, ſich nun auch in entſcheidenden Fragen den mit-
beſtimmenden politiſchen Einfluß zu ſichern, der für die Parla-
mente demokratiſch regierler Länder eine Selbſtverſtänd-
lichkeit iſt.
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Die deutſchruſſiſchen Verhandlungen. Berlin, 12. Aug.
(W. T. B.) Die Verhandlungen, die hier in den letzten Wochen
mit ruſſiſchen Delegierten im Anſchluß an die Breſter Ver-
träge über politiſche, wirtſchaftliche, finanzielle und juriſtiſche
Fragen geführt wurden, ſind zu einem gewiſſen Abſchluß ge-
langt. Der hieſige diplomatiſche Vertreter der ruſſiſchen
Sowjetrepublik, Herr Joffe, hat ſich nunmehr mit mehreren
der ruſſiſchen Delegierten auf einige Tage nach Moskau begeben,
um dort über das Ergebnis der Verhandlungen Bericht zu er-
ſtatten und perſönlich eine möglichſt baldige Entſcheidung ſeiner
Regierung einzuholen.

Von der Tſchecho-Slowakenfront meldet die Moskauer Preſſe:
Ander weſtlichen Tſchecho-Slowakenfront beim Dorfe Alexejewka
geriet eine Flotille in einen Kampf mit dem Feinde. Ein Er-
kundungsdampfer wurde verſenkt. Ein Dampfer mit drei
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Japans ſibi ntervention. aag, 12. ATimes m re r o Die Bitter Karfen reine De
heiten über Truppenverſchiebungen melden.
Generalſtab und die Miniſterien entfalten große Tätigkeit.
Die Expedition nach Sibirien ſollte anfänglich nur
einige tauſend Mann umfaſſen. Die letzten Nachrichten aus
Sibirien laſſen jedoch erkennen, daß allein 100 000 Mann Hilfs-
truppen nötig ſind, da die Tſchecho-Slowaken und Koſaken ſonſt
gegen die gutbewaffneten deutſchen und öſterreichiſch-ungari-
ſchen Kriegsgefangenen und gegen die Volſchewiki nicht auf-
kommen können.

Wilſons „Beſchützer“rolle. Rotterdam, 12. Auguſt. Nach
einer Havasmeldung aus Neuyork ſei man in politiſchen
Kreiſen Amerikas der Anſicht, daß Wilſon trotz der Zuſtim
mung zu der japaniſchen Jntervention ſich den Beweis der
Sicherheit hat geben laſſen, daß kein Eingreifen in Rußland
erfolge. Es heißt, Wilſon dringe darauf, daß Rußland die
„ſchützende“ Hand Wilſons ſpüren und auch die Entente
ſich ſtets als „Beſchützer“ Rußlands zeigen müſſe.

Miljukows letzte Hoffnung.
Kowno, 10. Auguſt. Miljukow hat ſich ſeinen Partei

genoſſen gegenüber gegen den Vorwurf des Verrates in einer
Denkſchrift verteidigt. Wie die Baltiſch-Litauiſchen Mittei-
lungen der Jsweſtija entnehmen, enthält dieſe Verteidigung,
die als Manuſkript in Moskauer kadettiſchen Kreiſen verbreitet
wird, folgende Darlegungen: Zum Verrat muß ein Objekt
vorliegen. Dieſes Objekt könnte nur Rußland ſein, aber
dieſes exiſtiert nicht mehr. Von Verrat könnte man
reden, wenn der Krieg mit Deutſchland fortdauerte. Der
Krieg iſt jedoch durch den Breſt-Litowſker Frieden liquidiert,.
Hiſtoriſch hat ſich eine derartige Lage gebildet, daß wir nur
bei Deutſchland Hilfe finden können. Jch befürchte nicht, daß
Rußland zum Sklaven Deutſchlands wird. Es iſt völlig klar,
daß die bolſchewiſtiſche Macht und deren erzwungener Verband
mit ihr für Deutſchland nicht Vorteil hat. Jn Deutſchland
können wir uns auf die Agrarpartei ſtützen, und bei gegen
ſeitigen Kompenſationen könnte dieſe zur Wiederher-
ſtellung der Ordnung in Rußland beitragen.

Die Nationaliſierung der ruſſiſchen Jnduſtrie.
Moskau, den 10. Auguſt. (Petersb. T.-A.) Jn Sowjet

kreiſen herrſcht Entrüſtung über die unwahren Mittei-
lungen der ausländiſchen Preſſe, dccß die Sowjet- Regierung die
Fabriken und Werke wieder den privaten kapitaliſtiſchen Unter
nehmern zurückgeben wolle und daß ſie beabſichtige, ſich den Er
forderniſſen des bürgerlichen Wirtſchaftsweſens anzupaſſen.
Jm Gegenteil, die Nationaliſierungsmaßnahmen, die früher
nur proklamiert wurden, ſind in letzter Zeit in der Praxis
durchgeführt. Was die wirtſchaftlichen Beziehungen Rußlands
zu den anderen Staaten anbelangt, ſo ſtellt die Sowjet tegie
rung jetzt ebenſo, wie auch früher, die Forderung einer be
dingungsloſen Anerkennung der Nationaliſierungder ruſſiſchen Jnduſtrieund des Außen
handels, ſowie der Annulierungder ruſſiſchen
Staatsſchulden.

Politiſche Ueberſicht.
Nationalliberale über die Regierung Hertling.

Das links nationalliberale Leipziger Tageblatt be
ſchäftigt ſich in einem Leitartikel mit dem Gedanken des Völker
bundes. Jm Verlaufe dieſes Artikels wird dabei folgendes
Urteil über die Politik der Regierung Hertling gefällt:

„Je tiefer die Menſchheit in den Krieg verſtrickt wird, um ſo
ſtärker wird allenthalben die Sehnſucht nach jenem
das dem Kriegszuſtand entgegengeſetzt iſt. Aber wie jenen
Kraftausgleich finden, der aus dieſer Wirrnis auf den rechten
Weg hinausführt? Wir haben niemals ein Helh daraus
gemacht, daß wir in den Methoden der Regierung Hertling

ſo ſehr wir es wünſchen möchten keine Ausſichten
auf einen Erfolg in dieſer Hinſicht zu erblicken ver
mögen.

Ein ſolches Urteil aus nationalliberalen Kreiſen iſt um ſo
intereſſanter, als es der Wahrheit nahe kommt. Es iſt freilich
etwas ganz anderes als die gerechte Entrüſtung eines pazi-
fiſtiſchen Organs über die Politik einer kriegeriſch geſtimmten
Regierung. In dieſem Urteil kommt vielmehr der verborgene
Unwillen der Nationalliberalen darüber zum Ausdruck, daß en
Deutſchland jetzt ein ausgeſprochener Ultramontaner an
der Spitze der Reichsregierung ſteht. Das ändert an der Wahr
heit des Urteils nichts. Jm Zorn ſagt das nationalliberale
e T a auf dem Boden eines Friedensſchluſſes auf Grund der Kriegskarte ſteht, der Regi rrling die Wahrheit ſeht, der Regierung Se

Erhöhung der badiſchen Einkommenſteuer.
Dem Badiſchen Landtag, der in dieſem Monat nochmals zu

einer kurzen Tagung zuſammentritt, unterbreitete die Regierung
einen Geſetzentwurf über die Erhebung von Zuſchlägen zur Einkommenſteuer. Die Erhöhung der Steuer wird mit t ge
teigerten Ausgaben für die Fürſorgemaßnahmen der Beamten,

ehrer, Geiſtlichen, Ruhegehaltsem fänger uſw. begründet. Die
Erhöhung der s beginnt bei einem Einkommen von
2400 Mk. und beträgt bei 2400--6000 Mk. 10 Prozent, bei 6000
bis 8000 Mk. 15 die Zuſchläge betragen bis zu 20 000
Mark 16 bis 25 Prozent. Für die weiteren Einkommen von
20 000--100 000 Mk. ſind Gruppen von je 20 000 Mk. und für die
Einkommen von 100 000 bis 150 000 Mk. Gruppen von je 25 000
Mark gebildet. Bei 100 000 Mk. beträgt der Zuſchlag 45 Prozent,
bei 150 000 Mk. und darüber 60 Zrogent der bisherigen Steuer
ſätze. Der Mehrertrag iſt auf 5 Millionen Mark berechnet.
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Kleine politiſche Nachrichten.
Ein Wahlka zwiſchen zwei Zentrumskandidaten. Bei degahrioge in Mühldorf, Bahyern, hat der off ielt

rn rei der Arbeitervertreter Lohr, den Wer
vongetragen. Jn dem immer ſchon dem

Wahlkreiſe war ein Bruderzwiſt ausgebro
hatte, daß auch ein Heimatskandidat, Soor, aufgeſtellt worden
war, dem ein Teil der abgegebenen Stimmen zufiel. Die Be
teiligung war jedoch ſo flau, daß im ganzen nur 1800 Stimmen
gezählt wurden.

Die Kleiderkarte in Finnland. Die finnländiſche Handels
und J wart wer regelte den bisher freien Verkehr mit
Textilwaren, deren Verkauf nltia nur nach beſonderer Ein
kaufserlaubnis geſtattet iſt. Die Neuregelung erfaßt ſowohl den
Großhandel wie Kleinverkauf. Der Gedanke der Kleiderkarte
iſt alſo auch für Finnland nun durchgeführt.

Volkswirtſchaftliches.
Ueberſchüſſe eines weſtfäliſchen Berg u. Hüttenwerkes.

Zur rechten Zeit, um die „Notwendigkeit“ weiterer iserhöhungen für Kohle, Eiſen und Stahl zu „beweiſen“, T

licht der Bochumer Verein für Bergbau und Guß-
ſtahlfabriken ſeinen Geſchäftsbericht für 1917/18. Der Ver
gleich mit den früheren Geſchäftsjahren ergibt nach der Berg-
arbeiterzeitung dieſes Bild

Bruttoüberſchuß Abſchreibungen Dividende

entrum gehörenden
n, der zur Folge

Mark Mark Prozent1917/18 23 000 000 7 400 000 221/21916717 22900 000 7 330 000 251915/16 22 600 000 7 250 000 25
1914“15 11900 000 4 500 000 14
1913“14 9800 000 5 400 000 10

Trotz Kriegsſtenern und außerordentlichen Ausgaben zu Be
triebsverbeſſerungen und -Eweiterungen dieſe Sonderausgaben
werden vor Feſtſtellung des Bruttogewinnes verrechnet iſt der
Ueberſchuß weiter geſtiegen. Von 9,8 im letzten Friedensjahre
auf 23 Millionen Mark in 1917/18 dennoch immer Kiagen
über zu niedrige Preiſe. Weil das Aktienkapital erhöht wurde,
wurden für 1917/18 „nur“ 22 Prozent Dividende gezahlt, aber
abſolut immer noch 120000 Mark mehr als im Vorjahre.

Elektriſierung der ſchweizeriſchen Eiſenbahnen.
Die Generaldirektion der Schweizeriſchen Bundesbahnen hat

dem Verwaltungsrat das Programm für die Elektriſierung
des Bundesbahnnetzes unterbreitet. Nach dieſem Programm
ſoll das ganze Vundesbahnnetz binnen 30 Jahren elekriſiert wer
den und zwar die Hauptlinien, die Zweifünſtel des Netzes aus-
machen, binnen zehn Jahren, die übrigen Linien, je nach Be
deutung, in dem zweiten und dritten Dezennium. Die Koſten
werden auf Milliarden geſchätzt, zuſammen mit dem Ausbau
des Bahnnetzes und der Anſchaffung des Rollmaterials werden
jährlich die Ausgaben etwa 80 bis 90 Millionen betragen, welche
Summe durch Anleihen aufgebracht werden ſoll. Der Bedarf an
elektriſcher Energie von 2000 Pferdekräften iſt bereits zu ge
ſichert, das leßte Viertel kann leicht beſchafft werden. Die
Generaldirektion, die früher infolge der großen Koſten nur ſchritt-
weiſe an die Elektriſierung herantreten wollte, hat infolge der
Einwirkungen des Weltkrieges und der Schwierigkeit der
Kohlen verſorgung die Meinung geändert und drängt nun
mehr auf gleichzeitige Jnanſpruchnahme der Elektriſierung der
verſchiedenen Strecken. Mit Rückſicht darauf, daß das Parlament
in der Juniſeſſion auf eine raſche Durchführung der Elektriſierung
gedrängt hat, beſteht kein Zweifel, daß der Verwaltungsrat den
Anträgen der Generaldirektion zuſtimmen und die Elektriſierung
energiſch in die Hand genommen wird.

Aus der Provinz.
Wider die Freizügigkeit der Landjugend.

Die Leipziger Neueſten Nachrichten, die jede reaktionäre
Tendenz unterſtützen und trotzdem noch von vielen Arbeitern
unterſtützt werden, haben einen ſauberen Plan ausgeheckt, um
den Agrariern nach dem Krieg billige und vor allem willige Ar
beitskräfte zu ſichern. Sie befürchten für die Zeit nach dem
Krieg eine große Abwanderung von dem Lande nach den Groß-
ſtädten. Natürlich nicht derer, die als Produzenten während
des Krieges auf dem Lande Kriegsgewinne gemacht haben, und
die dieſe „nutzbringende“ Tätigkeit auch nach dem Kriege fort
ſetzen wollen, ſondern der Arbeiterbevölkerung. Das Blatt
ſchlägt nun als Präventivmaßregel vor, daß allen männlichen
und weiblichen Perſonen unter 21 Jahren in kleineren Städten
und auf dem Lande kurzerhand dſe Freizügigkeit genommen
werden ſoll. Zur Begründung ſtimmt das Leipziger Scharf-

-„JZdJEine Geſ chichte von zwei Städten.

5) Von Charles Dickens.
Um einem Mann, der für ſein Bild ſitzt, ganz ähnlich zu

werden, ſchlief jetzt Mr. Lorry ein. Das Erſcheinen des Früh-
ſtücks weckte ihn wieder auf und er ſagte zum Kellner, als er
den Stuhl näher an den Tiſch ſetzte: „Halten Sie ein Zimmer
bereit für eine junge Dame, die hier jede Stunde eintreffen
kann. Sie fragt vielleicht nach Mr. Jarvis Lorry oder viel
leicht auch nur nach einem Herrn von Tellſons Bank. Bitte,
melden Sie es mir.“

ar Tellſons Bank in London, Sir.
„Ja.„Ja, Sir. Wir haben oft die Ehre, Herren aus Jhrem Hauſe

auf ihren Reiſen zwiſchen London und Paris zu beherbergen,
Sir. Sehr viel unterwegs, Sir, die Herren ellſon u. Ko.

„Ja. Wir ſind ebenſogut ein franzöſiſches wie ein engliſches
Haus.“

„Ja, Sir. Sie ſelbſt reiſen wohl nicht viel, Sir?“In der letzten Jefe nicht. Es u ünfzehn Jahre, ſeitdem
wir ſeitdem ich zum letztenmal von Frankreich herüber kam.“Wir J Das war vor meiner Zeit hier, Sir. Vor
unſeres Herrn Zeit hier, Sir. Der König Georg hatte damals
eins Veſitzer, Sir.“

8 aube, ja.eee ich echte ſchon was Ordentliches wetten, Sir, daß

ein Haus, wie 7 in pei vor fünfzehn, ſondern
ſchon vor fünfzig Jahren geblüht hat?“„Sie on da herd liſchen und hundertfünfgzig Jahre
ſagen und nicht weit von der Wahrheit ſein.“

„Wirklich, Sir.“Mit bewunderndem Geſicht trat der Kellner von dem Tiſch
zurück, legte die Serviette von dem rechten Arm auf den linken
nahm eine behagliche Stellung an und ſah dem Gaſte, wie er
aß und trank, zu. Wie ron einem Obſervatorium oder Wart-
turm. Ganz, wie es ſeit unvordenklichen Zeiten bei Kellnern
Gebr uch iſt.Als Nr ſLorry mit ſeinem Frühſtück fertig war, machte er
einen kleinen Spaziergang nach dem Strande. Die kleine
Stadt Dover mit ihren engen und krummen Gäßchen verſteckte
ſich allfeits vor dem Strande und ſteckte den Kopf in die Kreide
klippen, wie ein Meerſtrauß. Der Strand war eine Wüſte von
Meereswellen und Steinen, die wild übereinander kollerten,
und das Meer tat, was ihm gefiel, und was ihm gefiel, wargerſtörung. Es donnerte die Stadt und es donnerte
gegen die Klippen und zertrümmerte durch ſeine wütenden

i t zwiſchen den Häuſern hatte einenr lauben können, kranke
enſchen in das Meer

Schläge die Küſte.
ſo ſtarken Fiſchgeruch, daß man hätte g
Fiſche gingen darin baden, wie kranke

macherblatt das längſt agrariſche Klagelied über die
Genußſucht der jugendlichen Arbeiter an. Es ſchreibt:

„Von den Legionen Minderjähriger, die das Dorf oder die
kleine Stadt verlaſſen, um in Leipzig, Berlin uſw. n
zu en“, denken die meiſten, beſonders die jun dchennur daran, daß ſie es in der Großſtadt „leichter haben und daß

ſie ſich dort „beſſer amüſieren“ können. Faſt alle dieſe
inneren Auswanderer treibt ein bißchen der Wunſch nach Aben
teuer, nach buntem Genuß und des iſt die W derWunſch, beengender T ledig zu ſein. Zu Hauſe kennt ſie
eder, achtet jeder au n der anzen Stadt dagegen
errſcht Freiheit. Vor ſo cher Freiheit ſollten wir unſere Her

anwachſenden bewahren. Es iſt die Freiheit, zu verkommen,
die beſten Arbeits und jahre des Lebens zu vertrödeln, es
iſt die Freiheit, ſich ſelbſt und ſeine Zukunft zu verlieren.“

Die Agrarier und ihre Freunde ſind mit Blindheit geſchlagen.
Solange die agrariſchen Verhältniſſe in den agrariſchen Gegen
den ſo bleiben, wie ſie jetzt ſind, ſolange die Jugendlichen auf
dem Lande nichts als die Ausſicht vor ſich ſehen, den Agrariern
Frondienſte zu leiſten, wobei ihnen keine andere Zukunftsaus-
ſicht winkt, als einſt die Schar des entrechteten Landproletariats
zu vergrößern, ſolange wird auch die Landflucht anhalten.
Wenn die Leipz. Neueſt. Nachr. die Landjugend vor der „Frei-
heit“ bewahren will, ſo iſt man darüber nicht allzu ſehr er-
ſtaunt. Man weiß, daß dieſes Blatt nur für eine Richtung
der Freiheit eintritt. Die Freiheit des Geldmachens durch die
Kapitaliſten und ſei es auch durch rückſichtsloſeſte Ausnutzung
der Arbeiter und ihres Nachwuchſes. Was das Scharfmacher-
blatt jetzt empfiehlt, iſt nichts anderes als eine neue Feſſel
für die Landproletarier-Jugend, die Verwirk-
lichung jener Theorie, die einſt Biſchof Henle in die klaſſiſchen
Worte kleidete: Knecht ſoll Knecht bleiben Wer
Freude an der Arbeit hat und am Lernen, und wer ſeine Zu
kunft nicht verlieren will, der bedankt ſich allerdings für den
Rat der Leipzigerin, der nichts anderes bezweckt, als die Nie-
derhaltung der Löhne auf dem Lande zum Nutzen des
Großgrundbeſitzes.

Merſeburg. Ein Einbruchsdiebſtahl wurde in der
Nacht zum Sonntag in dem Grundſtücke Halliſche Straße 117
Jnſtallateur Geheb) verübt. Die Diebe ſchlachteten gleich zwei
Ziegen und mehrere Enten und Kaninchen ab und plünderten
einen Pflaumenbaum, deſſen Früchte noch gar nicht reif waren.

Mücheln. Die Stadtverordnetenſitzung am Frei-
tag hatte ſich mit wichtigen Vorlagen zu beſchäftigen. Einmalhandelte es ſich um den Antauf eines Grundſtücks in der Nähe
der Schule zur eventuellen Abrundung des ſtädtiſchen Beſitzes.
Der Beſitzer forderte aber einen ſolch hohen Preis, daß der
Ankauf vorläufig abgelehnt werden mußte. Sollte die Forde-
rung ermäßigt werden, ſo will man der Frage des Ankaufs
ſpäter näher treten. Die fünfſtufige Schule ſoll ſiebenſtufig
ausgebaut werden. Da es zurzeit aber u. a. auch an den nötigen
Lehrkräften fehlt, beſchloß die Verſammlung, den an ſich wün-
ſchenswerten Ausbau hinauszuſchieben und den Magiſtrat zu
erſuchen, in geeigneter Zeit einen diesbezüglichen Antrag bei
der Verſammlung zu ſtellen. Der Hauptpunkt der Tagesord-
nung betraf die Aufſtellung eines Bebauungsplanes, der durch
die raſch fortſchreitende induſtrielle Entwicklung nunmehr un-
bedingt notwendig geworden iſt und auch erfolgen ſoll. Das
Kollegium erſuchte infolgedeſſen den Magiſtrat, ſich von dem
Städteverband geeignete Vorſchläge unterbreiten zu laſſen.

Schraplau. Spiele nicht Von einem ſchweren Miß-
geſchick wurde, laut Eisl. Tagebl., die Familie Hildebrand hier-ſelbſt betroffen. Der Präparand Rudolf Hildebrand, welcher

in Eisleben die Lehranſtalt beſucht, wurde von einem Freund,
dem Oberrealſchüler Venske von hier, abgeholt. Beide begaben

nach der Wohnung des V., der in Abweſenheit der Eltern
ſich mit einem Revolver zu ſchaffen machte. Plötzlich krachte
ein Schuß, und die Kugel traf Hildebrand ſo unglücklich in den
Kopf, daß er ſofort verſtarb. Die Leiche wurde von der Staats-
anwaltſchaft beſchlagnahmt. Der Vater' des Verſtorbenen war
erſt kürzlich aus dem Felde zurückgekehrt.

Schkeuditz Eierverkauf. Am Mittwoch auf Abſchnitt
L ein Ei zu 31 Pf. Verkaufszeit: 2 bis 3 Uhr Nr. 1 bis 420,
3 bis 4 Uhr Nr. 421 bis 840, 4 bis 5 Uhr Nr. 841 bis 1260, 5 bis
6 Uhr Nr. 1261 bis 1680, 6 bis 7 Uhr Nr. 1681 bis 2084.

Bitterfeld. Kartoffel abg abe. Auf Abſchnitt 6 der
Kartoffelkarte können fünf Pfund Kartoffeln entnommen wer-
den. Es wird erſucht, da die Kartoffeln erſt im Laufe der
Woche nach und nach eingehen, das größere Haushaltungen
nicht auf einmal die geſamte Menge entnehmen.

Delitzſch. Die Fleiſchkürzung. Es wird bekanntge-
macht: Die Herabſetzung der wöchentlichen Fleiſchmenge auf
150 Gramm bzw. 75 Gramm für Kinder unter 6 Jahren tritt
nach der erſten fleiſchloſen Woche, alſo erſt mit dem 26. Auguſt

baden gehen. Jm Hafen beſchäftigte man ſich mit etwas
Fiſcherei und ſehr viel Heruwandern bei Nacht und ſeewärts
Gucken: vorzüglich zu den Stunden, wo die Flut faſt ihren
Höhepunkt erreicht hatte. Kleine Handelsleute, deren Geſchäft
ſehr ſtill ging, brachten es manchmal ganz unerklärlicherweiſe
zu großem Reichtum, und es war merkwürdig, daß niemand in
der Nachbarſchaft einen Laternenmann ausſtehen konnte.

Wie der Tag ſich zum Abend neigte und die Luft, die zuzeiten
hell genug geweſen war, um die franzöſiſche Küſte erblicken zu
laſſen, ſich wieder mit Dunſt und Nebel füllte, ſchien ſich auch
Mr. Lorrys Stirn wieder zu umwölken. Als es dunkel war
und er vor dem Feuer im Frühſtückszimmer ſaß und auf ſein
Eſſen wartete, wie er auf ſein Frühſtück gewartet hatte, war
ſein Geiſt eifrig beſchäftigt, in den rotglühenden Kohlen zu
graben, zu graben, zu graben.

Eine Flaſche guten Rotweins nach dem Eſſen ſchadet einem
in den glühenden Kohlen Grabenden nichts, außer daß ſie eine
Neigung hat, ihn ſeine Arbeit vergeſſen zu machen. Mr. Lorry
war eine lange Zeit unbeſchäftigt geblieben und hatte ſoeben
ſein letztes Glas Wein mit einer ſo vollſtändigen Befriedigung
eingeſchenkt, als man nur bei einem ältlichen Herrn von leb
hafter Geſichtsfarbe erwarten konnte, der ſeine Flaſche aus-
getrunken hat, als ein Wagen die enge Straße heraufraſſelte
und in den Hof des Gaſthauſes einfuhr.

Er ſetzte das Glas unberührt wieder hin. „Das iſt Mam-
feſt wen Minuten trat der Kellner ein, um zu
melden, daß Miß Maneite von London angekommen ſei und
ſich glücklich ſchätzen werde, den Herrn von Tellſons zu ſehen.

I ald?“Miß M relte hatte unterwegs einige Erfriſchungen zu ſich
genommen, wollte jetzt nichts eſſen und wünſchte ſehr an
gelegentlich, den Herrn von Tellſons-Bank ſofort zu ſprechen,

wenn es ihn nicht beläſtige. Sinn eDer Herr von Tellſons konnte weiter nichts tun, als ſein
Glas mit einer Miene hilfloſer Verzweiflung austrinken, ſeine
eltſame kleine Flachsperücke an den Ohren zurecht rücken und
em Kellner nach Miß Manettens Zimmer folgen. Es war

ein großes dunkles Zimmer, mit wer Roßhaarmöbeln
ausgeſtattet und mit ſchweren dunklen Tiſchen. Dieſe waren
o oft geölt und wieder geölt worden, bis die beiden hohen
euchter auf dem Tiſche in der Mitte des Zimmers ſich düſten

von jedem Blatte widerſpiegelten, als ob ſie in tiefen Grüftenvon war em Mahagoni begraben wären und kein erwähnens-

wertes Licht von ihnen erwartet werden könnte, bis ſie aus
raben worden.o ig dunkel war das Zimmer, daß Mr. Lorrh, wäh-

den abgeſchabten türkiſchen Teppichrend er vo n über e en tchritt, bte, Miß Manette befinde ſich für den Augenblicke bis er die beiden hohen Leuchter-paſ

ein. Jn der Woche vom 12. bis 18. Auguſt iſt noch die bisherige
Menge von 200 Gramm bzw. 100 Gramm zu verabfolgen.

Fleiſch- und Wurſtbrühkarten m die nächſten
vier Wochen werden am Dienstag, den 13. Auguſt, abends 6 Uhr,
auf Lebensmittelſchein Nr. 2001-—3500 in der Kreisſchlächterei,
Mühlſtraße 1, ausgegeben. Andere als die aufgerufenen
Nummern können nicht berückſichtigt werden.

Lützen. h Am Sonnabend hieltder ozial demokratiſche Verein U. S. P. ſeine Monaksvere
ſammlung ab. Gen. Sämiſch erftgttete in einſtündigem Vor
trag den JFahresbericht des Kreiſes. Leider war von der
Polizeiverwaltung jede Diskuſſion und Anſprache bei einer
Androhung von einer l t zu einem J verboten. Geradezu unverſtändlich iſt Vorgehen der Lützener
Polizeiverwaltung. Dem Gen. Sämiſch war das Referat über
den Jahresbericht erlaubt, aber politiſche Ausführungen hatte
man ihm verboten. Der Bürgermeiſter Meyer-Lüßen muß
eine ſehr eigentümliche und vor allem eine in unſerem Kreis
allein daſtehende Auffaſſung von dem Wort Politik haben.
Dieſes Verbot kommt einer gänzlichen Aufhebung des Ver
ſammlungsrechtes gleich. Faſt bei jeder Verſammlungsanmel-
dung macht dieſer Herr große Schwierigkeiten. So verlangte
er mittels Schreiben vom 28. 2. 18, bevor die Genehmigung zu
einer Verſammlung erteilt werden könne, „die Einreichung der
Tagesordnung, der Rednerliſte ſowie der Manuſkripte der
zu haltenden Reden und Anſprachen“. Dieſes Verhalten,
das unmögliches verlangt, ſteht wohl einzig da. Unſere Ge
noſſen wird durch das Vorgehen des neuen Herrn jede Be-
ſprechung über die der Organiſation dienenden und notwen-
digen Aufgaben unmöglich gemacht.

Wittenberg. Ertkrunken. Bei einer Gondelpartie, die
Sonntag nachmittag auf der Elbe bei Kleinwittenberg von zwei
Schulknaben unternommen wurde, ſchlug das Boot um. äh
rend es einem Knaben gelang, ſich ſo lange an dem Fahrzeuge
feſtzuhalten bis Hilfe kam und er aus ſeiner bedrängten Lage
befreit werden konnte, verſank der 13jährige Sohn des Kohlen-
händlers Hilbrecht aus der Sternſtraße in Wittenberg. DieLeiche des Verunglückten konnte noch nicht geborgen werden.

Liebenwerda. Nochmals Einmachezucker. Vom
Landeszuckeramt wurden ſoeben dem Kommunalverbande für
eine zweite Einmachezuckerverteilung 500 Gramm auf denKopf der Bevölkerung überwieſen. Die Ausgabe erfolgt An

fang September gegen weiße Marken mit der Aufſchrift: Pro-
vinz Sachſen. 500 Gramm Einmachezucker. Sonderzuteilung II.

Butter- und Kaffee-Erſatzkarten ausgabe
findet Dienstag und Mittwoch ſtatt.

Entſprungener Häftling. Aus dem Gerichts
gefängnis iſt am 10. Auguſt, nachmittaägs, der Unterſuchungs-
gefangene, ruſſiſch-polniſche Arbeiter Kaſimir Jaculla, 21 Jahre
alt, entwichen. Jaculla iſt bekleidet mit blauweißer Anſtalts-
jacke, Weſte und Hoſe, einem weißen Hemd, einem blaukarierten
Halstuch, braunen Strümpfen, Lederpantoffeln und Mütze.
Die Anſtaltskleidung trägt den Stempel des Gerichtsgefäng-
niſſes Liebenwerda.

Elſterwerda. Einſchlechtes Beiſpiel. Ueber die letzte
Stadtverordnetenſitzung haben wir bereits berichtet. Wir müſſen
aber noch einmal darauf zurückkommen, weil ſich bei dem Streit
um die Zuckerkürzung herausſtellte, wie ſchlechte Beiſpiele an
Opferfreudigkeit heute ſelbſt unter Stadträten anzutreffen ſind,
die mit verantwortlich ſind für die amtlichen Kundgebungen.
Der Magiſtrat hat, wie der Stadtv. Winter ausführte, den
Herren Kerber und Hlatzſche die Zuckerkarte entzogen,
weil ſie bei 15 bis 20 Hühnern keine Eier ablieferten, der letztere
ſich ſogar noch Krankeneier hat verordnen laſſen. Herr Kerber
verteidigte ſich in der Aufregung ſehr ungeſchickt. Er behauptet,
28 Stück Eier abgeliefert zu haben, 62 Stück hätten die Pro
feſſoren und Aerzte ſeiner Frau verordnet. Es wird der Ar-
beiterſchaft ein Lächeln ankommen, wenn Frau Kerber 62 Eier
verordnet bekommt, Man meint, am Körperumfang und Aus-
ſehen Frau Kerbers gemeſſen, mußte jeder Arbeiter und vor
allem jede Arbeiterfrau in Elſterwerda 200 Stück Eier zur Kräf-
tigung bekommen. Außerdem, wo bleibt die übrige große Zahl
der Pflichteier? Tie Umlage beträgt doch wohl pro e und
Jahr 30 Stück, da wären immerhin außerdem noch 250 bis 300
Eier abzuliefern geweſen, oder hat die der Herr Stadtrat ſich
und ſeiner Fran auch noch perordnen laſſen? Die Bürgerſchaft,
die ſolche Zuſtände unmöglich dulden kann, hat den n
daß die Stadtverwaltung in dieſe Dinge einmal gründli
hineinleuchtet und Ordnung ſchafft. Wer von anderen v
vox den geſetzlichen Vorſchriften fordert, muß ihn vor allem
ſelbſt bekunden.

Briefkaſten der Redaktion.
L. in A. Jn ſolchen Dingen Ratſchläge zu geben, iſt uns

unmöglich.

Verantwortklich für: Politik, Parteinachrichten, Gewerkſchaftliches, Feutlletonund Allerlei Karl Bock; Halle und Saalkreis und Aus der Provinz Otto Kilian
Anzeigen Hermann Schade. Verlag: Volksblatt G. m. b. H. Druck: Halleſche
Genofſenſchaftsbuchdruckerei e. G. m. b. H., ſämtlich in Halle.

m——
ſiert hatte und an dem Tiſche zwiſchen ihnen und dem Feuer
eine junge Dame von nicht mehr als ſiebzehn Jahren in einem
Reitmantel, und den Reiſeſtrohhut an ſeinem Bande immer
noch in der Hand haltend, ſtehen ſah, zu ſeinem Empfange
bereit. Wie ſeine Augen auf die kleine hübſche Geſtalt mit
vollen goldenen Locken, einem blauen Augenpaar, das dem
ſeinen mit forſchenden Blicke begegnete und einer Stirn von
merkwürdiger Fähigkeit (wenn man ihre Jugend und ihre
Glätte bedenkt), ſich in einem Ausdruck zuſammenzugiehen, der
nicht ganz Verlegenheit oder Verwunderung, oder rſchrecken,
oder nur aufgeweckte gefeſſelte Aufmerkſamkeit war, obgleich
er alle dieſe vier Ausdrücke in ſich ſchloß als ſeine Augen
auf alles dieſes fielen, wurde plötzlich das Bild eines Kindes
in ihm lebendig, das er in einer kalten Nacht, wo der Hagel in
ſchweren Schauern hernieder rauſchte und die See hoch ging,
auf der Ueberfahrt über denſelben Kanal auf den Armen ge-
tragen hatte. Das Bild ſchwand wieder, ungefähr wie ein
Hauch von der Fläche des hohen Pfeilerſpiegels hinter ihr, auf
deſſen Rahmen eine Prozeſſion von Mohrenamoretten, mehrere
ohne Kopf, und alle Krüppel, ſchwarze Körbe mit Früchten vom
toten Meere ſchwarzen Göttinnen darboten, und er begrüßte
Miß Manette mit einer förmlichen Verbeugung.

„Bitte, nehmen Sie Platz, Sir,“ ſagte ſie mit einer ſehr
hellen und angenehmen jugendlichen Stimme, und ein wenig,
aber ſehr wenig fremd im Akzent.

„Jch küſſe Jhnen die Hand, Miß,“ ſagte Mr. Lorry, mit der
Höflichkeit einer entſchwundenen Zeit, während er ſeine förm-
liche Verbeugung wiederholte und Platz nahm.

„Jch erhielt geſtern einen Brief von der Bank, Sir, mit der
Nachricht, daß eine neue Kunde oder Entdeckung

„Das Wort iſt unweſentlich, Miß; eins iſt ſo gut wie das
andere.“

in bezug auf das kleine Vermögen meines armen Vaters
den ich nie geſehen habe der ſchon ſo lange tot iſt

Mr. Lorry rückte in ſeinem Stuhle hin und her und warf
einen beunruhigten Blick nach der Prozeſfion von Mohren
amoretten. Als ob ſie mit ihren albernen Körben jemandem
Hilfe bringen könnten!

für mich eine Reiſe nach Paris notwendig machte, um
mich dort in Einvernehmen mit einem Herrn von der Ban
ſetzen, der zu dieſem Zwecke nach Paris unterwegs iſt.

e t„Das dacht' ich mir, Sir.“
Sie machte ihm einen Knicks. (Junge Damen knickſten da

mals noch. Mit einem ſich hübſch ausdrückenden Wunſch ihn
merken zu laſſen, daß ſie fühle, wie viel älter und weiſer es
ſei, als ſie.

Er antwortete abermals mit einer Verbeugung.
(Fortſetzung folgt.
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Arbeitsmarkt
Für unſeren Betrieb suohen wir zu ſofortigem Ein-

tritt einen tüchtigen militärfreien

Schlosser,
welcher mit allen einſchlägigen Reparaturarbeiten beſtens

vertraut iſt. *911Püpcke Berner, A.-6., Dlemltz belfalle,

Pär unser Werk Würgendorf,
Bahnstrecke Köln Giessen,

werden zum sofortigen Eintritt

]200 hädchen ihr Be
200 kräftige Arhelter

gesucht. *817

IDIE IWürgendorf, Kreis Siegen.

Erfahrenen militärfreien

r Kesselheizer
zum sofortigen Antritt gosuoht.

Püpeke Berner, A.
*912Diemitz bei Halle a. S,

um s Uhr im Volkspark:
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tag u. Freitag, abds. 8-10 Uhr.
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anzugeben
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im Korpsbezirk verboten.

machung.

Dienſtſtelle Mitteilung zu machen.

keit des Kommiſſars des Feldeiſenba
8 5.

Die Anordnungen und Befugniſſe der Reichsmarinebehörden werden durch dieſe
Bekanntmachung nicht berührt.

s 6.
Zuwiderhandlungen werden, ſoweit die beſtehenden Geſetze keine höhere Frei-

heitsſtrafe beſtimmen, mit Gefängnis bis zu einem Jahre beſtraft. Sind mildernde
Umſtände vorhanden, ſo kann auf Haft oder Geldſtrafe bis 1500 Mark erkannt werden.

unduſtandnene den Belagerungtzuſtand,öffentlichen Sicherbeit verordnet:

5 1.
er der Binnenſchiffe, die im

e
tzeitig der iffahrtsabteilung mr Va W 40, Kronprinzenufer 19, oder

(Meldepflicht.)

1. Name und Heimatsort des Fahrzeug

a nund jede annes der atzung,Vor und Zuname, Wohnort des Schiffseigners (bei Firmen genaue
Bezeichnung der Firma und des Sitzes),

4. bei gemieteten Fahrzeugen Name (Firma)
ſowie Dauer des P
Größe Tranfabigko des Fahrzeuges,
Art, Gewicht un

7. der geplante des Fahrzeuge
d) die Genehmigung der S ioder der von ihr beſtimmten Dienſtſtelle einzuho

Lagerzwecken benutzt werden darf.
Ohne dieſe Genehmigung iſt das Benutzen

itverhältniſſes,

chiffahrtsabteilun

von B

Sontag, Generalleutnant.

irkm des

Bekunnfeng gen.
Auf Grund des Artikels 68 der r in Verbindung mit 8 9bvom 11. 12. kols 73

wird im Intereſſe der

hen General
ner von ihr beſtimmten

Jn der Meldung ſind
es,

Alter und Militärverhältnis des Schiffers

des Vermieters und Mieters,

enge des zu baggrnden Gutes,

beim Chef des Feldeiſenbahnweſens
len, daß das Fahrzeug zu

innenſchiffen zu Lagerzwecken
(Lagererlaubnis.)

s 2.
Die Schiffahrtsabteilung kann die nach 8 1 Verpflichteten nach Maßgabe der

Verkehrsverhältniſſe unter Vorbehalt jederzeitigen
(F 14) und der Verpflichtung zur Einholung der Lagererlaubnis 1v6) allgemein oder
unter Beſchränkung auf beſtimmte Güterarten oder auf beſtimmte Schiffsgrößen zeit-
weilig befreien. Von der Befreiungsbefugnis wird, ſoweit es die Verkehrserforderniſſe
zulaſſen, im weiteſtgehenden Umfang Zebrauch gemacht werden. t

Die Befreiung und der Widerruf derſelben erfolgen durch öffentliche Bekannt-

Widerrufes von der Meldepflicht

S 3.
Binnenſchiffe, welche bei Jnkrafttreten dieſer Bekanntmachung oder Außerkraft

treten der Befreiung 2) für Lagerzwecke benutzt werden, ſind auf Verlangen der
Schiffahrtsabteilung oder der von ihr beſtimmten Dienſtſtelle binnen einer von dieſer
u beſtimmenden Friſt zu löſchen.x Die Friſt ſoll, ſofern nicht das Verkehrsbedürfnis die Einhaltung einer kürzeren

Friſt erfordert, wenigſtens 6 Tage betragen.
8 4.

i tſcheidungen der Schiffahrtsabteilung erfolgen unter der Verantwortlicht 8 ebeheſe in der Kriegsbetriebsleitung.

8 7.
Dieſe Bekanntmachung tritt am 15. Auguſt 1918 in Kraft.
Magdeburg, den 3. Auguſt 1918.

Der ſtellvertretende Kommandierende General des IV. Armeekorps
*915

Vereins-
Anzeiger

z. Veröffentlichung periodiſch
wiederkehrender

Veranſtaltungen
der geſelligen, politiſchen und
wirtſchaftlichen Vereine im

erbreitungsbezirk.
Erſcheint feden Dienstag

und Freitag. Jahresbeitrag
5 Markt fede Zeile.

[Heſſe Gaalo)

Alrbeit.?GüngerChor

Donnerstag

pünktlich abends Uhr.
im Volkspark:

r Singestund e.
frauen- nd Mädchenchor.

Jeden Mittwoch

Der Singeſtunde. W

Turnverein Fichte
Turnſtund. Turnhalle Ober
Realſchule, Eing. Staudteſtr.

Turnerinnen Abteilung:
Mittwoch, abends 8--10 Uhr.

Sonntags von 8--11 Uhr
Volkstümliches Turnen und
Spiel auf dem Sandanger.

Sonntag den 18. Auguſt:
ſſau ör

bfahrt: h 6.09 vom
Hauptbahnhof.
TouriſtenBer. „Raturfreunde“.

Mittwoch den 14. Auguſt:
dſpaziergang v. Markt.e3 I Auguſt:

Mandolinen- Zirkel Froh
ſinn, Halle. Jeden Donners
tag, abends 9 11 Uhr,im Schrebergarten Reſtaur.
Kern ſt, Freiimfelderſtraße:ebungsſtunden.

Jeden Sonnabend Spiel
abend.

Sonntag den 18. Auguſt
hſpaziergang (Saalepartiegeg. e Abmarſch

an 7 Uhr vom Pfälzerchietzgraben.

1 SUnrmacherel,
Friedrichstr. S, fertigt

Eil- Schwer- Reparaturen

Schulhücher
empfiehlt die

Volksbuchhandlung,
Halle a. d. S., Harz 42/44.

Pad Wien
Mittwoch, 14. August er.,

abends 8 Uhr

Abendkonzert
*914Kasldenne Anderen

Leitung: Kapellmeieter
Karl Nöhren.

Rintrittepreise:
Erwaobs. 364, Kind. 204.
Dauerkarten haben Gül-

tigkeit.

Anslehts- empfiehlt die
postx arten

händler Krebs,
haus, Ludwigſtraße 26.

Lebensmittelſcheine mit den
17 001 18000.

Für jedes Kind vom vo
wird

Zugelaſſen zum Einkau

zum Preiſe von 37 Pfg. abgegeben.
ſchein iſt vorzulegen. Abgezähltes Geld iſt bereitzuhalten.
Gefäße ſind unbedingt mitzubringen.

Halle, 13. Auguſt 1918.

Verkauf von Quark.
Am Mittwoch, 14. Auguſt 1918, erfolgt der Verkauf

von Quark auf den Abſchnitt 12 des Einkaufsſcheines
über Molkereierzeugniſſe an

erchenfeldſtra
ſeid Stellen Milch-

e 22, Milchhändler Brock

werden die Jnhaber der
ummern 8001 9000 und

llendeten 6. 12. Lebensjahre
fd. Quark auf den obenbezeichneten Abſchnitt

Der Lebensmittel

Der Magiſtrat.

ugerhöchſtpreis für den
eit vom 11. bis 17. Auguſt auf 9

Die Preisſtelle der Provinzialkartoffelſtelle hat den Er
entner kartoffeln für die

ark feſtgeſetzt.

1 Uhr ſtatt.einſames Treffen auf dem
pielberge.

die Fleiſcherläden in dieſer W
Der Verkauf findet Donnerstag, vormittags von 8 bis

Halle, den 13. Auguſt 1918.

Halle, 13. Auguſt 1918. Der Magiſtrat.
Fleiſchverkauf am Donnerstag.

Wegen verſpäteter Anlieferung des Schlachtviehs bleiben
e am Mittwoch geſchloſſen.

Der Magiſtrat.

Wir ſuchen zum ſofortigen oder ſpäteren Antritt
einen

tüchtigen Vagerhalter,
eventnell auch Kriegsbeſchädigten. Schriftliche Be
werbungen ſind unter Angabe der bisherigen
Tätigkeit ſowie Gehaltsanſprüche mit der Auf-
ſchrift „Bewerbung“ bis zum 20. Auguſt an uns

einzureichen. *908kenne tn U läurtederinDann n Mhweiig

Tüchtige Kürschner
soſort gosuoht. *918

v10

k. Philipp Leipzigerstrasse 101.

Köln, Hanearing II.

Tüchtiger Beton- und
Eisenbeton-Polierer

für dauernä nach Merseburg sofort gesuoht.
Für gute Unterkunft und Verpflegung gesorgt.

Bewerber mit Arbeiter-Anhang bevorzugt.
Offerten an die Anzeigen- Vermittlung der Vereinigung
zur Förderung deutscher Wirtschaftsinteressen im Ausland,

Kpollo- Theater
Täxlieh, abde. 8 Vhr: Gastopfel der ab eebten

Anterans
Fritz Thurm Silvaré,

Deutschlands elegant. Damen Darstoller,
mit nennen Vorträgen u. Pracoht Kostämen.
es Völlig neues Programm

U. a. der Haupt-Laehsohblager:
kine Prohbe im Feld-Cabaret, Zuncloch“.

Vorverkauf s T voraus
täglioh 9--1 und 5-7 Uhr im Bureau

in grosserMode. Zeitungen en
Volksbuohhandlung Halle. Harz 42/44,

Ankliche Bellnntmachungen.

Die Reichsſtelle und die Provinzialſtelle für Gemüſe
und Obſt haben die Beſchlagnahme von Tafelbirnen und
Aepfeln, Wirtſchaftsobſt (Birnen und Aepfel), Pflaumen
und Zwetſchen angeordnet. Die Obſtpächter und Obſt-
beſitzer dürfen nur das für ihren eigenen Bedarf nötige
Obſt verwerten, im übrigen höchſtens zwei Pfund an
andere Perſonen an ein und demſelben Tage am Orte
abgeben. Verſand nach außerhalb iſt verboten. Wir
fordern hierdurch alle Obſtbeſitzer im Stadtkreis Halle
auf, das hiernach bei ihnen übrigbleibende Obſt bei der
örtlichen Sammelſtelle, Obſtgroßhändler Herrn Richard
Kannegießer, Halle, Unterberg 6, Telephon Nr. 6372, an
zumelden und dort abzuliefern.
Die Preiſe für Tafeläpfel und Birnen beträgt 35 Mk.

für gute Wirtſchaftsäpfel und Birnen 15 Mk., für kleinePflaumen 30 Mk., Hauspflaumen 20 Mk., für Brenn-
zwetſchen 10 Mk. für den Zentner.

Jedem Abliefernden hat die Sammelſtelle als Ausweis
über die erfolgte Ablieferung einen grünen Schlußſchein
auszuſtellen, welcher in der linken oberen Ecke den Magi-
ſtratsſtempel, in der rechten oberen Ecke die laufende
Nummer zu tragen hat.

Die vorſtehende Bekanntmachung gilt nicht für Edel-
obſt im Sinne der Bekanntmachung der Reichsſtelle für
Gemüſe und Obſt vom 31. Juli 1918. Edelobſt wird
durch die Reichsſtelle für Gemüſe und Obſt und deren
Organe bewirtſchaftet Erzeuger, welche Edelobſt abſetzen
wollen, haben dies der Geſchäftsſtelle für Gemüſe und
Obſt im Stadternährungsamt, Zimmer 19, mitzuteilen
dieſe vermittelt die Verwertung.

Der Magiſtrat.Halle, 12. Auguſt 1918.
Jnkrafttreten don Vorſchriften

der Verordnung über Herbſtgemüſe n. Herbſtobſt
der Ernte 1918 vom 19. Juli 1918.

Die vorſtehend angeführte Verordnun eichsanzeiger176 vom 29. Juli) iſt auf Anordnung r henen
der Reichsſtelle für Gemüſe und Obſt bezüglich des Herbſt-
obſtes am 5. Auguſt 1918 in Kraft getreten.

Halle, den 12. Auguſt 1918. Der Magiſtrat.
Erzeugerhöchſtpreiſe für Obſt.

Auf Grund des 8 4 der Verordnung über Gemüſe, Obſt
und Südfrüchte vom 3. April 1917 (ReichsGeſetzbl. S. 807
wird beſtimmt:

1.Der Preis für die ſoigenden Obſtſorten darf beim Ver

kauf durch den Erzeuger die nachſtehenden Sätze je Pfund
nicht überſteigen

1. Aepfel und Birnen.

Gruppe I: Tafelobſt 0 b M.Tafelobſt ſind alle gepflückten, 729 rer Beſchaffenheit
ſofort oder nach Ablagerung zum Rohgenuß jgeeigneten
Früchte unter Ausſcheidung ſämtlicher kleinen, v pelten
und beſchädigten Früchte und mit Ausnahme von Edelobſt.

Grupp II: Wirtſchaftsobſt 0.15 Mk.Wirtſchaftsobſt iſt alles Schüttel-, Moſt- und Fallobſt
ſowie das aus der Gruppe I ausgeſchiedene Obſt, ſoweit
es für die Herſtellung von Marmelade, zum Kochen,
Dörren und zu ſonſtigen Wirtſchaftszwecken geeignet iſt.

2. Zwetſchen.
Zweſchen, Hauspflaumen, Hauszwetſchen, Muspflaumen,

Bauernpflaumen, Thüringer Pflaumen mit Ausnahme
der Brennzwetſchen

Brennzwethchen 010s 2.
Für Edelobſt (Aepfel und Birnen) wird kein einheit-

licher Höchſtpreis feſtgeſetzt. Hierfür darf dem r er
durch die Landes-, ovinzial- und Bezirksſtellen
Gemüſe und Obſt oder die von dieſen beſtimmten Stellen
ein nach Güte und Verwertbarkeit des Obſtes zu be
meſſender höherer Preis als 35 bis zu 80 Pfg. je
Pfund in beſonderen Ausnahmefällen bis zu 100 Pfg. je
Pfund gewährt werden.
Als Edelobſt kommt e allerfeinſtes 97

bisher in Stückfrüchten gehandeltes Obſt in Betracht, das
vollkommen ohne Schönheitsfehler und ohne
Beſchädigungen ſein, den anerkannt beſten Sorten an-
gehören das r die betreffende Sorte gültige Mindeßewicht aufweiſen und beim Verſand ſo ſo alt verpack
ſein muß, daß eine gute Ankunft gewährleiſtet iſt.

8 3.
Auf den Erzeugerpreis von Tafeläpfel und Tafelbirnen

m Zuſchläge berechnet werden, und
zwar für die Zei

vom 16. Oktober bis 31. Oktober 1918 je Ztr. 3 Mk.
I. November bis 15. November 2
16. November bis 80. November

und dann je Monat und Zentner 2 Mark mehr.
Für Wirtſchaftsobſt dürfen Aufbewahrungszuſchläge nicht

gewährt werden.
s 4.

Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkün-
dung in Kraft.

Berlin, den 31. Juli 1918.
Reichsſtelle für Gemüſe und Obſt.

Wir Der Vorſitzende: gez. v. Tilly,
bringen die vorſtehende Bekanntmachung zur dffentlichen Kenntnis mit dem Bemerken d en

von Edelobſt durch Vermittelun der ſchäftsſtelle für
Obſt und Gemüſe im Stadternährungsamt, Zimmer 19,
erfolgt. An dieſe haben ſich Erzeuger. wel
abſetzen wollen, zu wenden.

Halle, den 13. Auguſt 1918. Der Magiſtrat.
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Hie beſcheidenen Maßnahmen der Stadt
Bekämpfung der Wohnungsnot.

In der geſtrigen Sitzung der Stadtverordneten führte
nur ein Punkt zu einer ausgedehnteren Debatte. Es war die
vorlage des Magiſtrats auf Bereitſtellung von Hunderttauſend
Nark zur Förderung des Kleinwohnungsbaues,
Dadurch, daß wir die Vorlage und ihre Begründung in ihren
weſentlichſten Teilen bereits veröffentlichten, haben wir unſern
Leſern ſchon Gelegenheit zu der Feſtſtellung gegeben, daß die
Stadt Halle ſich nur zaghaft und bisher in ſehr beſcheidenem
Umfange zu praktiſchen, erfolgverſprechenden Maßnahmen
gegen die Wohnungsnot verſtehen kann. Die bereitgeſtellten
Rittel ſollen verwendet werden als Zuſchüſſe an Privatunter-
nehmer oder Bauvereine, die Kleinwohnungen neu errichten
wollen.

Selbſt wenn wir mit Herrn Balke annehmen wollen, daß
dieſer kleinen Vorlage hoffentlich bald eine größere folgen
wird, können wir von dieſen Maßnahmen in keine x Wei ſe
befriedigt ſein. Vor allem deshalb nicht, weil ſowohl der
Magiſtrat als auch die große Mehrheit der bürgerlichen Stadt-
verordneten dem Eigenbau durch die Stadt grundſätzlich ent-
gegenſteht. Es iſt ein ſeltſames „Schieberſpiel“, das man bei
den Debatten über die Wohnungsnot ſehr oft beobachten kann,
wenn ſich die öffentlichen Körperſchaften dazu äußern. Die
eine Stelle ſchiebt die Verpflichtung zur Erbauung von Klein-
wohnungen auf die andere, und wenn das Schieberſpiel eine
Kunde herum iſt wenn das Reich die Verpflichtung auf den
Staat, der Staat auf die Gemeinden, die Gemeinden aber auf
die Unternehmer, Genoſſenſchaften oder gar auf das Privat
kapital geſchoben haben, dann geht das Lied von neuem los.
Und es bleibt beim Streit um die Zuſtändigkeit; jedenfalls
kommt man nicht zu durchgreifenden Maßnahmen und
zu wirkſamer Abhilfe und zur Abwehr der Wohnungsnot.

Freilich: die Staatsbehörden ſind auf dem Gebiete der Woh-
nungsfürſorge nicht immer ſozial verſtändig und nichts weniger
als Vorbild. Oft ſind ſie ſogar das Gegenteil. Wie z. B. der
preußiſche Landwirtſchaftsminiſter mit der Stadt
Halle verhandelt hat, als dieſe den Ankauf von domänenfis-
kaliſchem Gelände bei Trotha für die Errichtung einer Klein
hausſiedlung erſtrebte, wie er den kraſſen Geld und Geſchäfts
ſtandpunkt vertrat und damit alle ſchönen Verheißungen des
Staatsminiſteriums von der wohlwollenden Haltung der Re
gierung bei der Abgabe von Grund und Boden an die Ge
meinden zum Zwecke der Wohnungsfürſorge gegenſtandslos
machte, das iſt ein ſehr ſchlimmes Kapitel von ſtaatsorgani-
ſatoriſcher und ſozialer Rückſtändigkeit. Es war gut, daß Ober
bürgermeiſter Rive die unhaltbare Haltung des preußiſchen
Landwirtſchaftsminiſters gegenüber der Stadt Halle einmal in
öffentlicher Verhandlung in das rechte Licht rückte. Denn nur
die öffentliche Kritik vermag gegen ſolche unglaublichen Rück-
ſichtsloſigkeiten etwas auszurichten. Mit dem Akten-
wechſel iſt dabei, wie der negative Erfolg der Aktion des Halli-
ſchen Magiſtrats beweiſt, nichts zu erreichen.

Freilich: die Aktion des Magiſtrats, die es zu fundieren galt,
ſt auch nur unzulänglich. Das zeigte Genoſſe Oſterburg
mit längeren Ausführungen in der Debatte auf. Er legte auch
dar, weshalb der direkte Weg des Baues von Kleinwoh-
nungen durch die Stadt beſchritten werden muß, will man
überhaupt etwas zuſtande bringen, was der Rede wert ſein
ſoll. Dabei ſtellte er feſt und hier widerſprachen die wider-
ſpruchsluſtigſten bürgerlichen Vertreter nicht einmal daß
das Privatkapital wie früher ſo auch jetzt unter den ver-
teuerten Preiſen der Baumaterialien auch nicht entfernt daran
denkt, ſich auf dem ſo arg vernachläſſigten Gebiete des Klein-
wohnungsbaues zu betätigen. Denn daraus iſt nicht genug
Gewinn zu ziehen!

In den Ausführungen des Oberbürgermeiſters, die in ihrem
voſitiven Teil, alſo in bezug auf die Tätigkeit Ger Gemeinden
zur Bekämpfung der Wohnungsnot und aus den ſchon ange-
deuteten Gründen durchaus nicht befriedigten, war auch die
Mitteilung enthalten, daß die Errichtung eines Mieteini-
gungsamtes für die Stadt Halle jetzt geſichert iſt. Mit
Genugtuung wird auch die Feſtſtellung aufgenommen werden,
daß die Behörde dem Ausmieten von Mietern durch Haus-
beſitzer aus nicht zwingenden Gründen Beachtung ſchenkt und
wie im Falle der Kaiſerſäle, das notwendige Verbot ausſpricht.
In der gleichen Richtung, gegen die Wohnungshamſterei der
Kriegsgewinnler, bewegt ſich auch der Antrag Finger, der mit
geringer Mehrheit angenommen wurde. Die Magiſtrats-
vorlage ſelbſt fand gegen drei Stimmen Annahme. Dieſe
kamen von den Herren Gieſe, Reiling und Berghaus, die damit
zum Ausdruck bringen wollten, daß ſie zufrieden ſind, wenn die
Stadt ſich um die Wohnungsfrage überhaupt nicht kümmert.

Sitzungsbericht.
Ein gaben ſind eingegangen vom Bund der Kriegs

beſchädigten und ehemaligen Kriegsteilnehmer, der eine bevor
zugte rückſichtsvolle Behandlung der Kriegsbeſchädigten auf der
Straßenbahn fordert, ferner Entgegenkommen der Stadt bei
Venutzung des Stadtbades und des Luftbades in den Pulver-
weiden durch die Kriegsbeſchädigten durch gegen einer be
ſonderen Badezeit und Ausdehnung der Badefriſt. Die Ein
gabe wird dem Magiſtrat zur Erledigung überwieſen. Das
frriche geſchieht mit der Eingabe des Hotelbeſitzers Weber
er ſein in der Talamtſtraße belegenes Zentralhotel der Stadt

zum Kauf angeboten hat s Einrichtung von Kleinwohnungen
oder Unterbringung von Behörden. Vom Kleinwohnungs und
dem Grundeigentumsausſchuß ſoll die Eingabe gleichfalls be
raten werden.

Gründung eines Selbſtverſicherungsfonds für Sachſchäden.
Stadtv. Geor g referiert. Bei einem Schaden aus der Haſt
flicht ergab ſich daß der bei der Verſicherungsgeſellſchaft Atlas
feſtgeſetzte Höchſtbetrag von 20 000 Mk. Schadenerſatz in Sach-
ſchadensfällen nicht immer ausreicht. Die Stadt müßte in
dieſem Falle, da der Schaden 22 672,89 Mk. betrug, 2672,89 Mk.
aus eigenen Mitteln erſetzen. Zu annehmbaren Bedingungen
will keine Verſicherungsgeſellſchaft auf eine höhere Haftpflicht
umme eingehen. Deshalb wird die Bildung eines Selbſtver-
icherungsfonds für Sachſchäden vorgeſchlagen. Es ſollen ihm
etzt 25 600 Mk., bei den Etatfeſtſetzungen jedesmal 5000 Mk. zu
geführt werden. Verſammlung beſchließt demgemäß.

Gewährung von Zuſchüſſen zur Schaffung von Kleinwoh-
nungen. Referent, Stadtv. Gradehand, gibt im weſent-
lichen wieder, was die von uns bereits abgedruckte Begründung
der Magiſtratsvorlage ausführte. Es ſollen zunächſt 100 000
Mark bereitgeſtellt werden, um Unternehmern oder Genoſſen-
ſchaften, die Kleinwohnungen neu errichten wollen, Zuſchüſſe zu
gewähren. Jn Betracht kommen da vorerſt der Bauverein für
leinwohnungen, der an der Johanneskirche 68 Kleinwohnun-
n und öſtlich der Merſeburger Straße in einer Kolonie 200
leinwohnungen zu ſchaffen gedenkt. Der Referent macht ſich

den Standpunkt des ats zu eigen, der vom Wohnungs

Halle zur

Nur ſeine Uleberstürzung!
bau durch die Stadt nichts wiſſen will; die petrbuge der Woh
Zungsnot ſei Sache des Privatkapitals, bei deſſen Verſagen des
Reichs oder Staates. Die übrigen von der Staatsre ierung
vorgeſchlagenen Maßnahmen legung größerer Wohnun-
gen Einrichtung von Schulen zu Wohnzwecken, Errichtung von
Wohnbaracken kämen für Halle nicht in Frage, und der Ausbau
von Dachgeſchoſſen, Fabri räumen, Geſchäftslokalen pg habe
einen nennenswerten rig nicht gezeitigt. Es empfehle ſich
deshalb die Annahme der Magiſtratsvorlage.

Stadt. Oſterburg: Die Vorlage geht mir nicht weit ge
g. 3500 Wohnungen werden nach dem Kriege ſchätzungsweiſe
fehlen. Ein ſolch großes Manko an Wohngelegenheit ſei mit ſo
beſcheidenen Aufwendungen nicht zu beſeitigen. Durchaus
falſch iſt die Behauptung, die Gemeinden dürften nicht ſelbſt
bauen. Sie ſollen gerade tatkräftig ſelbſt an den Bau von
Kleinwohnungen herangehen und vorangehen auf dem Wege,
der allein zur Beſeitigung des Wohnungsnotſtandes führen
kann. Vom Privatkap ital iſt jetzt, in der Kriegszeit,
eine Betätigung auf dem Gebiete des Kleinwohnungsbaues
überhaupt nicht zu erwarten. Man weiß doch genau, daß das
Privatkapital ſchon vor dem Kriege vom Kleinwohnungsbau
nichts wiſſen wollte, weil ſich das Geld dabei nicht reichlich ver
zinſte. Und dieſe Möglichkeit iſt jetzt, wo das Bauen ſo viel
teurer iſt, noch viel weniger gegeben. Die Beſeitigung der Woh-
nungsnot iſt aber eine ſoziale Notwendigkeit.
Lebenslage der unteren Schichten des Volkes hat der Kriegs-
wucher erheblich verſchlechtert. (Gelächter.) Sie bezweifeln die
Richtigkeit meiner Behauptung? Nun, dann beweiſen Sie doch
das Gegenteil. Jch weiß doch, daß es wie mir Tauſenden er
geht. Und meine Lage hat ſich verſchlechtert. Der Lohn der Ar
beiter iſt im allgemeinen höher geworden, aber die Ausgaben
für die Lebenshaltung ſind ungleich ſtärker geſtiegen, ſo daß ſich
die Bedürfniſſe viel ſchlechter decken laſſen. Außer daß die Er-
nährungsweiſe an ſich ſchlecht und unzureichend iſt. Das ſind
die Tatſachen, meine Herren. Nach dem Kriege wird es
ſicher nicht anders ſein wie vor dem Rriege, wo die Familien,
gerade die mit vielen Kindern, ihr Wohnungsbedürfnis ein-
ſchränken mußten, weil die Lebenshaltung zu viele Teile
des Einkommens in Anſpruch nahm. Wie oft leben fünf, ſechs,
ſieben, acht Perſonen in zwei oder drei kleinen Räumen und
dieſe Verhältniſſe werden nach dem Kriege eher ſchlimmer wer
den als nachlaſſen. Jm Gegenſatz zu England und den ſtkandi-
naviſchen Ländern, wo auch der Arbeiter im allgemeinen ge
räumigere Wohnungen inne hat, herrſcht in Deutſchland auch
auf dieſem Gebiet eine furchtbare Bedürfnisloſigkeit.
Dem von der Vorlage geſchilderten, zu erwartenden großen Not-
nande gegenüber iſt die geforderte Summe viel zu gexing. Mi
100 000 Mark iſt in einer Stadt von faſt 200 000 Einwohnern
eine tatkräftige Wohnungsfürſorge nicht durchzuführen. Eine
Million hätte man als erſte Rate in Ausſicht nehmen ſollen.
Es wird ſoviel geredet und geſchrieben von den Beſtrebungen
zur Vermehrung der Volkskraft; die wird aber nur möglich ſein,
wenn neben der ſozialen Hebung der unteren Volksſchichten
ihnen auch die Möglichkeit geſunder Wohngelegenheit geboten
wird. Und weil, wie ſchon ausgeführt, der private Wohnungs-
bau verſagen wird, muß die Stadt die Kleinwoh-
nungsbauten auf alle Fälle ſelbſt in die Handnehmen. Viele andere Städte, z. B. Freiburg i. B., haben
damit gute Erfahrungen gemacht. Der in der Vorlage ange-
regten Unterſtützung von Unternehmern und Genoſſenſchaften
bin ich natürlich auch nicht abgeneigt. Dann wünſche ich aber
die Verträge ſo geſtaltet, daß die Beſitzer auf keinen Fall eine
höhere Miete erheben dürfen, als es die übliche Verzinſung und
Amortiſation erfordert. (Widerſpruch) Wenn den Jndu-
ſtriellen die Fürſorge für Wohnungsgelegenheit der Arbeiter
auferlegt wird, ſo müßte unter allen Umſtänden verhindert wer-
den, daß die Arbeiterwohnungen zu einer Feſſel für die Arbei-
ter werden, was ſie bisher meiſt waren. Die Wohnungen müß-
ten alſo zur Deckung des allgemeinen Wohnungsbedarfs zur
Verfügung geſtellt werden, an jedermann, nicht nur für Ar-
beiter einer beſtimmten Firma. Jedenfalls ſind tatkräf-
tigſte praktiſche Maßnahmen zur Verhinderung der
drohenden ſchlimmen Wohnungsnot auch in Halle vonnöten,
und der Magiſtrat ſollte mehr tun, als was er uns in der allzu
beſcheidenen, wenig Erfolg verſprechenden Vorlage vorſchlägt.

Stadtv. Balke: Jch ſtimme dem Vorredner zu; die Vorlage
iſt zu klein. Vielleicht wird vom Magiſtrat ſehr bald eine grö-
ßere Summe angefordert. Erfurt hat z. B. eine Million für
Wohnungsfürſorge bereit geſtellt. Dieſe Aufwendungen kön-
nen wir doch auch dem Reich in Rechnung ſtellen, das zu dieſem
Zweck ausdrücklich eine halbe Milliarde vorgeſehen hat. Halle
befindet ſich deshalb noch nicht in einer ſo ſchlimmen Lage mit
der Wohngelegenheit, weil die Baugenoſſenſchaft noch kurz vor
dem Kriege 240 neue Kleinwohnungen fertig ſtellte. Jmmer
mehr zeigt ſich, daß die von oben herab angeordnete Unterbre-
chung des Wohnungsbaus ein Fehler war. Die Zwangsein
quartierung halte ich für den denkbar unglücklichſten Vorſchlag.
Jn den meiſten Fällen würde ſich der Krieger in der Wohnung
behaupten, der Beſitzer aber ausziehen. Jch meine, der Magi-
ſtrat ſollte dafür Sorge tragen, düß im nächſten Jahr unbedingt
180 Wohnungen fertig geſtellt werden. Ein Mißſtand iſt es
auch, daß immer mehr Wohnräume für Bureauzwecke in An-
ſpruch genommen werden. Solche vorüberziehenden Einrich-
tungen ſollten ſich mit einer Bretterbude auf dem Hof zufrieden
geben. Vielfach kaufen auch die Kriegsgewinnler Häuſer auf
und mieten die Familien einfach aus. Zum Beiſpiel ſah ich das
Haus An der Univerſität 2 jetzt völlig leer ſtehen. Das iſt
rückſichtslos und wirkt verbitternd, wenn auf der einen Seite
Leute ſind, die im Kriege unbedingt eine größere Wohnung
haben müſſen oder ein ganzes Haus, auf der anderen aber
Familien, die nicht wiſſen, wo ſie ihr Haupt hinlegen ſollen.
Dringend notwendig iſt die Schaffung eines
Mieteinigungsamtes für Halle. Mit Reden ſolltenwir jetzt endlich aufhören und Taten ſehen laſſen.

Oberbürgermeiſter Rive: Jn erſter Linie müſſen Reich und
Staat für Beſeitigung der Wohnungsnot ſorgen. Die Kom-
munen haben dazu weder die Macht, noch die Zuſtändigkeit. Ob
wir 100 000 Mark oder eine Million geben, iſt im Effekt gleich
gültig. Selbſtverſtändlich iſt mit 100 000 Mark nur wenig zu
crreichen, aber es genügt ja überhaupt nicht, wenn Geld vor-
handen iſt und alle anderen Vorausſetzungen fehlen. Man
kann nicht eine Stadt der anderen als Muſter hinſtellen; was
in Erfurt und Magdeburg geſchieht, mag richtig ſein; bei uns
iſt etwas anderes richtig. Erfurt und Magdeburg haben ſtarke
Munitionsinduſtrie. Tauſende von Arbeitern ſind dort zuge-
wandert; für ſie muß Obdach geſchaffen werden, keine dauern
den Wohnſtätten. Da tun Baracken ihre Dienſte. Unſere Jn-
duſtrie arbeitet zwar auch für den Heeresbedarf, aber ſie hat
keine Arbeitermaſſen an ſich gezogen. Halle hat an Ein-
wohnerſchaft ſtark verloren; es hat viel weniger
Einwohner als 1914. Die Wohnungen ſind auch nicht in dem
Maße in Anſpruch genommen. Wir haben einen Wohnungs-
mangel, aber keine Wohnungsnot. Wir haben Zuzug
bekommen, der durch die Induſtrie der Nachbarorte, z. B. durch
das LeunoWerk. Jeden Morgen fahren Tauſende von Halle
nach Merſeburg. Sie haben in jenen Orten keine Wohnung ge
funden und ſuchten ſie nun in Halle. Für dieſe Leute Woh-
nungen zu bauen, iſt Halle nicht verpflichtet. Vom Landwirt
verlangt man ohne weiteres, daß er für ſeine Leute Unter-
kunft ſchafft, aber die Induſtrie hat mit Ausnahmen einen
ſolchen Gedanken bisher nicht gehabt. Wir aber ſagen, der der
die Kriegsinduſtrie ins Leben rief, Staat und Reich. müſſen
Wohnungen ſchaffen und die Jnduſtrie, die Beſchäftigung und
Verdienſt dadurch hat. Ich hoffe, daß auf dieſem Gebiet die
Einſicht zunimmt. Mit dem Wohnungsaeſetz kann man der
Wohnungsnot nicht abheilfen; es ſchafft Erleichterung in künf-

Die

tigen Fällen, aber keine Löſung. Bei der Wohnungsnot ſpielt
die Bodenfrage dio Hauptrolle; dann kamme erft die Geldfrage,

Beilage zum Volksblatt.
m
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die Kreditfrage, die P T die Baufrage. Wenn derBoden zu teuer iſt, iſt das ganze Exempel von vornherein falſch.
Die Stadt ſoll möglichſt viel Boden kaufen, damit ſie
den Wohnungsmarkt beherrſcht. Das iſt der Zweck der kom
munalen Bodenpolitik. Am 15. Januar hat der Reichskanzler
im Herrenhauſe unter Zuſtimmung des Finanzminiſters einer
greßzi en Wohnungspolitik das Wort geredet. Und tags
arauf hat der Finanzminiſter im Landtag dieſelbe Erklärung

abgegeben. Es ſollten Domänen und forſtfiskaliſche Flächen
in erheblichem Maße den Gemeinden zum Wohnungsbau für ein
Billiges überlaſſen werden. Die Regierung wünſche die An-
ſiedlung von Flachbauten mit großen Gärten und Freiflächen.
Den Städten wolle die Regierung weiteſtes Entgegenkommen
zeigen. So werde man der Stadt Berlin 573 Hektar zum Preiſe
von 1 Mark bis 1,75 Mark je Quadratmeter überlaſſen, damit
dort 96 000 Menſchen angeſiedelt werden könnten. Die Regie-
rung wolle aus den bleichen Großſtadtkindern ein ſtarkes,
lebensfrohes Geſchlecht heranbilden. Dieſe ſchönen Worte gaben

uns hier in Halle den Mut, in der Praxis das Fazit
zu z i ehe n und auch mal an das Miniſterium heranzutreten,
damit die herrlichen Grundſätze verwirklicht werden können.
Wir haben an der Grenze domänenfiskaliſche Flächen, um die
wir ſeit langen Jahren handeln. Es ſind zwei Parzellen zwi-
ſchen der Trothaer Straße und dem Seebener Weg von 26 und
12 Morgen. 1914 war die Regierung geneigt, zu verkaufen.
Wir boten, je nach der Lage, 2 Mark und 1,50 Mark. Die Regie-
rung verlangte damals 4,25 und 1,91 Mark. Aus Anlaß jener
wrogrammatiſchen Erklarungen im Herrenhauſe und im Land
tage kamen wir dieſes Jahr auf die Sache zurück und erklärten,
wir wollen alle Eure Bedingungen erfüllen, abe m Preiſe
nach. Wir können angeſichts der großen Ver ungen, die
wir auf uns nehmen hinſichtlich der baulichen Ausnutzung, nur
1 Mk. bis 1,50 Mk. bezahlen. Wir verpflichten uns, geſunde
Kleinwohnungen zu errichten im Flachbau. Aber der Land-
wirtſchaftsminiſter lehnte ab. Er verlangte 343 000
Mark für das Terrain. Wir hatten 91000 Mk. geboten. Jm
Jahre 1914 allerdings 173 000 Mk. Aber dieſes höhere Gebot
konnten wir eben nicht mehr aufrechterhalten, weil es den ver
änderten Zeitverhältniſſen nicht mehr entſprach. Der Land-
wirtſchaftsminiſter erklärte: Jch verkenne nicht die Schwierig-
keiten in der Wohnungsfrage und nicht die guten Abſichten, die
verfolgt werden, aber die Domänenverwaltung iſt verpflichtet,
ihren Grundbeſitz nur gegen volle Schadloshaltung zu ver-
äußern und dieſer Grundſatz darf auch aus ernſten ſozialpoli-
tiſchen Erwägungen nicht verletzt werden. Das heißt alſo: erſt
müſſen wir, Staat, das Geld haben, dann fängt die Sozialpoli-
tik an! Wenn die Städte auch ſo dächten, dann wäre es wohl
niemals zu einer Sozialpolitik gekommen. Wir haben uns da-
bei natürlich nicht beruhigt, ſondern ſind nochmals vorſtellig ge-
worden und haben dargelegt: es handelt ſich um eine Not, der
wir begegnen wollen. Aber der Landwirtſchaftsminiſter meint:
Wie kammt Halle dazu, weil zufällig der Fiskus dort Land
hat, dieſes Land billiger kaufen zu wollen? Andere Städte, wo
der Fiskus kein Land hat, können ja auch nicht billig fiskaliſches
Land erwerben. Das heißt alſo, weil der Staat nicht allen hel
fen kann, darum hilft er keinem. Meine Herren, in dieſem
Beſcheide vermiſſe ich das Landesväterliche. Als unübertreff-
liche Schranke für alle Sozialpolitik in der Wohnungsfrage
ſtellt er das Geſetz auf. Was mag das für ein Geſetz ſein?
Jedenfalls muß es älter ſein, als der Gedanke der
Sozialpolitik iſt. Es wäre die ernſteſte Pflicht, ein
ſolches Geſetz ſchleunigſt zu beſeitigen. Wir wollen uns doch
bei der Sache wahrhaftig nicht bereichern, ſondern wir wollen
das Land ohne jeden Verdienſt benutzen, um billige, geſunde
Wohnungen zu erlangen. Auf unſere letzte Eingabe kam der
Beſcheid, daß der Miniſter von ſeinem Standpunkte nicht ab
geht. Meine Herren, hier haben wir alſo den Fall: Der Do
mänenfiskus kann helfen, aber er ſetzt ſich in Gegenſatz zu dem
geſamten Miniſterium. Wir haben baureifes Land von unſern
Toren; wir könnten dort Tauſende von Menſchen anſiedeln,
aber der einzelne Miniſter macht das unmöglich. Er ſetzt ſich
über die Geſamtpolititk des Staatsminiſteriums hinweg.

Im Anſchluß hieran möchte ich noch mitteilen, daß die Er
richtung eines Mieteinigungsamtes in Vorbe-reitung iſt, nachdem wir die geeigneten Kräfte gefunden haben.
Es wird ſeine Tätigkeit demnächſt aufnehmen. Freilich ver
mehren wir mit der Einrichtung von Bureaus auch wieder die
Wohnungsnot. Die Bureaus, die wir haben infolge des Krie-
ges einrichten müſſen, haben überhaupt viele Räume verlangt.
So beſchäftigen wir z. B. im Kriegsbrotausſchuß 160 Perſonen.
Das erfordert ſelbſtverſtändlich Räume. Was das Haus Uni-
verſität 2 anlangt, ſo ſoll dort ein zweiter Ausgang für dieKaiſerſäle geſchaffen werden. Wir haben aber verboten,
daß das Haus niedergeriſſen wird. Die 14 Wohnungen, die jetzt
leer ſtehen, werden wieder dem Wohnbedürfnis verfügbar
gemacht. Das Geſetz gibt uns dazu die Handhabe. Jch ver-
ſichere, daß wir der Frage der Wohnungsnot unſere ernſteſte
Aufmerkſamkeit widmen und allen Anregungen verſtändnisvoll
entgegenkommen, auch denen, die heute in der Debatte gemacht
worden ſind.

Stadtv. Gieſe iſt gegen die Vorlage, weil er nicht glaubt,
daß die aufgewendeten Mittel vom Reich zurückerſtattet werden,
und weil er überhaupt gegen den Eigenbau der Stadt iſt, zu dem
die Vorlage nach ſeiner Meinung den erſten Schritt bedeutet.

Stadtv. Prof. Finger möchte, daß die Stadt prüft, ob die
drohende Wohnungsnot nicht auch noch auf anderem Wege zu
bekämpfen wäre. Zum Beiſpiel könnte ſich ein Kommunal-
verband gegen übermäßigen Zuzug wehren auf Grund des Ge-
ſetzes über den Unterſtützungswohnſitz. Dem Mieteinigungs-
amt ſollte man auch die Aufgabe zuweiſen, bei der Demobili-
ſierung zuerſt denjenigen Wohngelegenheit in Halle zu ver
ſchaffen, die durch früheres Wohnen hier zuerſt ein Recht darauf
haben. Der Jnduſtrie die Pflicht der Wohnungsſchaffung zu
zuſchreiben, erſcheint mir nicht tunlich. Der Redner begründet
ſchließlich einen Antrag, der vom Magiſtrat Maßnahmen ver-
langt, die das „Wohnungshamſtern“, die Ermietung größerer
Wohnungen aus Lurusbedürfnis über das Maß des Notwen-
digen hinaus, verhindern ſollen.

Stadtv. Berghaus: Die Verpflichtung zur Schaffung
von Arbeiterwohnungen liegt, wie auf dem Lande, ſo auch in
der Stadt, bei den Arbeitgebern. Zur Vorlage ſtehe ich ab
lehnend, da ich ſtädtiſche Gelder für Wohnungsbeſchaffung nicht
bewilligen kann.
Stadtv. Dr. Her zau: Außergewöhnliche Verhältniſſe recht-
fertigen außergewöhnliche Maßnahmen. Solche liegen hier vor.

Die Debatte ſchließt. Die Magiſtratsvorlage wird
mit allen gegen die Stimmen der Stadtv. Berghaus, Gieſe und
J angenommen, der Antrag Finger mit knapper
Mehrheit.

Anſtellung von zwei Schulpflegerinnen. Die Vorlage und
ihre Begründung haben wir ebenfalls ſchon wiedergegeben.
Stadtv. Völker widerſpricht der Verabſchiedung der Vorlage,
da die Schuldeputation ſie noch nicht beſprochen habe. Nur
einmal ſei eine Anfrage geſtellt worden, aus ihr ſei aber ſchon
hervorgegangen, daß die Deputation mehr für die Unterſtellung
der Schulpflegerinnen unter die Aufſicht der Schulverwaltung
und nicht des Jugendamtes ſei. Werde die Vorlage angenommen,
ſei ein gedeihliches Zuſammenarbeiten von Schulpflegerinnen
und Schulverwaltung in Frage geſtellt. Man ſolle die Beſchluß
faſſung ausfetzen.

Stadtrat Engelcke widerſpricht, Stadtv. Her z au befür
wortet den Antrag Völke. Er wird aber ſchließlich zurückgezogen,
nachdem Oberbürgermeiſter Rive erklärt hatte, die Mittel
bewilligung werde den Magiſtrat nicht abhalten, die Unter
ſtellung der Schulpflegerinnen noch einmal mit der Schul
deputation zu beſprechen. Darauf wird die Vorlage ange
nommen.
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er vombewohnt war, iſt durch deſſen Weggang mietfrei geworden. Der
Vermietung an Stadtbaurat Joſt zum Preiſe von 1200 Mk. wird
zugeſtimmt.

Fahrbare Kriegsbüchereien. Der Magiſtrat beantragt, dem
Ausſchuß für fahrbare Kriegsbüchereten an der Front zur Be
ſchaffung einer 250bändigen Bücherei 650 Mk. und einer 150-
bändigen Bücherei 400 Mk. für Militärzwecke aus dem Kriegs
ſonds zu bewilligen. Die Verſammlung ſtimmt zu.

Die übrigen Punkte betrafen meiſt Rechnungslegungen.
Schluß der öffentlichen Sitzung 7 Uhr.

Halle und Saalkreis.
Halle, den 13. Auguſt 1918.

Anternehmer-Rückverſicherung gegen Streiks.
it ihrer ſozialen Fürſorge der Gewinnbeteiligung der Ar-

beiter tut ſich die Halliſche Maſchinenfabrik und
Eiſengießerei immer etwas zugute. Sehr zu unrecht,
denn einmal iſt dieſe Einrichtung überhaupt nicht getroffen,
um den Arbeiter berechtigterweiſe am Gewinn teilnehmen zu
laſſen dazu ſind die zugeſagten Beträge viel zu niedrig
zum andern iſt ſie nichts anderes als eine Feſſel zur Erziehung
ſeßhafter, zufriedener Arbeiter und außerdem ſteht den Ar-
beitern, zumindeſt im Falle von Streiks, ein Rechtsanſpruch
auf die Gewinnbeteiligung überhaupt nicht zu.

Das letztere ergab ſich bei einer Verhandlung vor dem Ge-
werbegericht am vorigen Freitag von neuem. Diejenigen
Arbeiter der Halliſchen, die im Februar d. J. an dem zwei-
tägigen Streik teilgenommen haiten, erhielten unter Hin-
weis auf das Regulativ für die Auszahlung des „Gewinns“
ſtatt 120 Mk. nur 50 Mk. ausgezahlt, weil ſie geſtreikt hätten.
Jetzt klagte einer der benachteiligten Arbeiter gegen die Firma
auf Zahlung der vorenthaltenen 70 Mk. Zur Begründung ſei-
ner Forderung führte er aus, bisher habe die Halliſche
Maſchinenfabrik den Hinweis auf den geringen Lohn bei Lohn-
forderungen immer damit begegnet, daß ſie die Gewinnbeteili-
gung in den Lohn eingerechnet hätte. Außerdem hätte ſich
die Arbeiterſchaft vor Jahren auch einmal eine Ausſperrung
gefallen laſſen müſſen. Da der Vertreter der Firma die Ver-
gleichsvorſchläge des Gewerbegerichtsvorſitzenden rundweg ab-
lehnte, erging Urteilsſpruch in dem Sinne, daß die Klage des
Arbeiters koſtenpflichtig abgewieſen wird. Der Rechts-
anſpruch der Gewinnbeteiligung ſei fraglich, im vorliegenden
Falle aber auf Grund der Vorſchriften nicht vorhanden.

Das Urteil zeigt den Charakter der „ſozialen Wohltat“ der
Gewinnbeteiligung in der Halliſchen Maſchinenfabrik deutlich
auf. Es iſt nichts weiter als eine Rückverſicherung des
Unternehmers im Falle von Streiks. Denn da etwa 200 Ar-
beiter der Fabrik als „Streikſünder“ in Frage kommen, denen
man je 70 Mk. „Gewinn“ abgezogen hat, ſo profitierte die
Firma aus dem zweitägigen „Streik“ rund 14000 Mk., die ſie
den Arbeitern vorenthalten hatte. Vornehm iſt das Verfahren
jedenfalls nicht, auch nicht wohltätig und zu allerletzt ſozial
gerecht. Es zeigt, wohin die Arbeiter ſtreben müſſen, um ihr
Einkommen au rechtlich zu ſichern: zur Er-

Wohnungsvermietung Kurallee 12. Dir Weh die bis
b Direktor des S Gartens, Dr. Staudinger,

s der Arbeit
höhung der Löhne.

Ueber die Zulagen zu den Unfallrenten, die ſeit dem
1. Februar d. J. auf Grund einer Bundesratsverordnung ge-
währt werden ha das Reichsverſicherungsamt einen Runderlaß
an die Berufsgenoſſenſchaften gerichtet. Es wird darin die zweck
mäßige und ſoziale Einrichtung einer Berufsgenoſſenſchaft als
vorbildlich hingeſtellt. Dieſe läßt den Rentenempfängern, die
vorausſichlich Anſpruch auf die Zulage von monatlich 8 M. haben,
unter eingehender Mitteilung des Jnhalts des S 1 der Bundes-
ratsverordnung vom 17. Januar 1918 eine Aufforderung zugehen,
bald einen Antrag auf Gewährung der Zulage unter Benutzung
einer mitfolgenden Poſtkarte an die Berufsgenoſſenſchaft oder an
das zuſtändige Verſicherungsamt zu richten, falls ſie glauben,
einen berechtigten Anſpruch auf die Zulage zu haben. Das Reichs-
verſicherungsamt empfiehlt in ähnlicher Weiſe zu verfahren, weil
namentlich die auf dem Lande lebenden und die nicht organiſierten
Rentenempfänger 837 Teil nichts von der Bundesratsverordnung

herfahren und deshalb keinen Anſpruch auf Zahlung der Zulage
ſtellen. Auch wird den Verſicherungsträgern vom Reichsver-
ſicherungsamt nahegelegt, Anträge auf Zulagen möglichſt wohl-
wollend zu behandeln.

Die Mühlenbetriebe des Regierungsbezirks Merſeburg
haben ſich zu einer Mühlengenoſſenſchaft zuſammengeſchloſſen
zur wirtſchaftlichen Förderung des Müllergewerbes im Regie-
rungsbezirt und zur Vertretung der gemeinſamen wirtſchaft
lichen Müllerintereſſen, namentlich in der Zeit der Uebergangs
wirtſchaft. Vorſtandsmitglieder ſind Leo Heberer in Merſe-
burg, Guſtav Huthmann in Halle (S.) und Otto Traul in
Holleben.

Keine Enteignung von Männerkleidung. Gegenüber der
immer wieder auftauchenden Befürchtung, daß im Anſchluß an
die im Gange befindliche Beſtandsaufnahme für Männerklei-
dung eine Veſchlagnahme bzw. Enteignung folgen könnte, wurde
auf Anfrage von Geh. Rat Beutler, dem Leiter der Reichs-
bekleidungsſtelle, der Voſſ. Ztg. offiziell erklärt, daß dieſe Be-
fürchtungen gegenſtandslos ſind. Es war und iſt niemals be-
abſichtigt geweſen, die Beſtandsaufnahme als einen Vorläufer
für eine etwaige Enteignung anzuſehen. Die Sammlung, die
für eine ordnungsmäßige Aufrechterhaltung unſeres Wirt-
e bens erforderlich iſt, ſoll nach wie vor rein freiwillig
bleiben.

Wild und Geflügel in den fleiſchloſen Wochen. Die fleiſch-
loſen Wochen kennzeichnen ſich dadurch, daß Fleiſchkarten in
ihnen nicht eingelöſt werden, ſondern daß an deren Stelle eine
Belieferung mit Kartoffeln bzw. Mehl tritt. Daraus ergibt ſich,
daß diejenigen Arten von Wild und Geflügel, deren Abgabe
bisher ohne Fleiſchkarten zuläſſig war, auch in den fleiſchloſen
Wochen ausgegeben werden dürfen. Jedoch auch bezüglich des
markenpflichtigen Wildes und Geflügels hat der Staatsſekretär
des Kriegsernährungsamts mit Rückſicht auf deſſen leichte Ver
derblichkeit Auenahmen, insbeſondere für die Verſorgung von
Kranken in Lazaretten und Krankenanſtalten zugelaſſen. Die
Regelung der notwendigen Anordnungen, um Verderben von
Wild zu verhüten, erfolgt durch die Kommunalverbände.

Haaßengier Stiftung., M mg. Am 28. Oktober d. J. findet wieder
Zinserträgniſſe der Bankier Ernſt und

Militärurlauber erhalten Butter auf Grund von Butter-

Anna HaaßengierStiftung Die
Künſtlern und Kunſthand zugutekommen. Berückſichtigt werden ſollen vor allem: auf dem Ge
biete der Jnſtrumentalmu beſigte junge Leute; bteMaler und Malerinnen auf dem Gebiete der Oelmalkunſt, der
Landſchafts, Genre und Porträtmalerei uſw. und talentvolle
Bildhauer. Opern, Oratorien- und Konzertſänger und
Sängerinnen fallen für dieſe Verteilung mangels verfügbarer
Mittel aus. Die Bewerber müſſen die Künſtlerlaufbahn zu
ihrem Lebensberuf erwählt und ihre wirkliche r
dieſe dargetan haben. Weiter ſollen Unterſtützungen gewährt
werden auch an ſolche junge Männer, welche ſich auf dem Ge
biete des Kunſthandwerks durch hervorragende künſtle-
riſche Leiſtungen hervorgetan haben. Vorausſetzung der Ge-
währung von derartigen Stipendien iſt, daß die Bewerber in
dürftigen Verhältniſſen lebend, wirklich der Beihilfe benötigen,
um ihr Talent nicht durch äußere Not verkümmern zu laſſen.
Weiter aber müſſen ſie Kinder Halliſcher Bürger ſein, das 18.
Lebensjahr überſchritten haben, durch mindeſtens ein oder zwei
jährigen Beſuch von Konſervatorien, s w Akademien
oder ähnlichen Ausbildungsinſtituten oder auch durch Unter-
richt bei Privatlehrern oder Privatlehrerinnen ihren Studien
mit Erfolg obgelegen haben. Möglichſt ſollen ſie alle ihre
Studien in Halle begonnen und Halliſche Jnſtitute zwei bis
drei Jahre zwecks ihrer Ausbildung beſucht haben. Um dem
Vorſtand eine einheitliche gründliche Prüfung der eingehenden
Geſuche zu ermöglichen, iſt von jedem Bewerber zunächſt ein
Fragebogen auszufüllen, welcher im Bureau für Stiftungs-
ſachen, Kl. Steinſtraße 8, 1 Treppe, Zimmer 22, unentgeltlich
rerabfolgt wird. Bewerbungen werden nur bis zum 31. d. M.
entgegengenommen. Später eingehende Geſuche bleiben un-
berüdſichtigt.

Hartfutter für die Frontpferde. Der ſtellv. Herr Kom-
mandierende General hatte im Mai 1918 einen Aufruf erlaſſen
zur freiwilligen Ablieferung von Hartfutter für die Front-
pferde. Dieſer Aufruf hat erfreulicherweiſe einen guten Er-
folg gehabt. Aus dem ganzen Korpsbezirk iſt ſchnell und ge
nügend geliefert worden. Jn einem beſonderen Schreiben an
die Landwirtſchaftskammern in Halle, Deſſau und Altenburg
ſpricht der ſtellv. Herr Kommandierende General ſeine Genug-
tuung über die opferbereite und vaterländiſche Geſinnung der
Bevölkerung aus und dankt gleichzeitig allen Beteiligten, vor
allem den Landwirten.

Bund erblindeter Krieger e. V. (Bezirk Provinz Sachſen
Anhalt.) Am Sonntag, den 18. d. M., nachmittags 3 Uhr, findet
hier im Reſtaurant Sternburgquelle, Breiteſtraße, eine Ver-
ſammlung ſtatt, auf die wir alle Kriegsblinden von Halle und
r ſowie Freunde und Gönner des Bundes hinweiſen
möchten.

Wem gehört die Reiſetaſche? Jn einer Schankwirtſchaft
wurde von einem fahnenflüchtigen Soldaten eine rotbraune
gerippte Leder-Reiſehandtaſche verkauft. Letztere iſt 30 bis 25
Zentimeter groß, hat eine Außentaſche mit Ueberklappe, an
deſſen Riemen ſich zwei ovale verzierte Meſſingknöpfe befinden.
Der Boden iſt an den Ecken mit Meſſingbeſchlägen verziert.
Der Bügel hat Scharnierbänder aus Meſſing, iſt außen braun-
lackiert und innen reich ziſeliert. Der Griff beſteht aus ge-
flochtenen Lederriemen. Die Handtaſche iſt innen mit blauer
Moireſeide ausgelegt. Der Eigentümer oder Perſonen, die
über die Herkunft der augenſcheinlich aus einer Straftat her-
rührenden Handtaſche Angaben machen können, werden er-
ſucht, ſich bei der Kriminalpolizei, Dreyhauptſtraße 4, Zimmer
70 oder 73 zu melden, dort kann die Handtaſche in Empfang
genommen werden.

Verkehrsſtörung. Jn der Delitzſcher Straße ſtürzte ein
mit Heu beladener Wagen um. Durch den Vorfall wurde der
Straßenbahnbetrieb kurze Zeit geſtörk

Ammendorf. Parteiverſammlung. Für die Orte
Ammendorf, Oſendorf, Radewell, Burg, Döllnitz und Lochau
findet am Sonntag, den 18. Auguſt, nachmittags 4 Uhr, im
Dreierhaus in Oſendorf eine Mitgliederverſamm-
lung des Sozialdemokratiſchen Vereins für Halle und Saal-
kreis U. S. P. D. ſtatt, in welcher Genoſſin Hennig Leipzig
über das Thema: Preußiſches Landtagswahlrecht und Frauen
wahlrecht ſprechen wird. Wir weiſen auf dieſe Verſammlung
ſchon heute hin in der Erwartung, daß die Genoſſinnen und
Genoſſen für guten Beſuch der Verſammlung werben werden.

UAms tägliche Brot.
Ukrainiſcher Zucker.

Jn der Zeit, als die Hoffnungen auf die Lebensmittelzufuhr
aus der Ukraine noch in ſchönſter Blüte ſtanden, wurden nicht
wenig Hoffnungen auch auf die Zuckereinfuhr aus der Ukraine
geſetzt. Später, als in die Blütenträume dieſer Hoffnungen ein
Rauhreif gefallen war, der ſie entblätterte, blieb doch immer
noch die Hoffnung auf den ukrainiſchen Zucker beſtehen. Bald
ging das Gerücht, daß ukrainiſcher Zucker zum Preiſe on 2 Mk.
das Pfund zu kaufen ſei. Jn der Tat war es richtig, daß man
im Schleichhandel Zucker zu 2 Mk. pro Pfund kaufen konnte, der
als ukrainiſcher Zucker ausgegeben wurde. Nur war das kein
ukrainiſcher, ſondern guter deutſcher Zucker. Jetzt wird nun
endlich mitgeteilt, daß die deutſche Zentral-Einkaufsgeſellſchaft
aus den ukrainiſchen Zuckervorräten eine Mjttion Zentner Zucker
angekauft habe. Der Preis, den ſie dafür zahlt, iſt freilich ſo
hoch, daß die deutſche Bevölkerung ſich Hoffnung auf eine Auf-
beſſerung ihrer Zuckerration machen darf, ganz abgeſehen da-
von, daß dazu das Quantum viel zu gering iſt. Die Z. E. G.
zahlt für dieſen Zucker einſchließlich Fracht 300 Mk. für den
Zentner, das ſind 3 Mk. für das Pfund. Zu dieſem Preis kann
man den Zucker natürlich nicht an die Bevölkerung abgeben, er
wird höchſt wahrſcheinlich in der Genußmittelinduſtrie oder tech-
niſch verarbeitet werden.

Jntereſſant bei dieſer Angelegenheit iſt es, vo ſich wegen
des hohen Preiſes ein heftiger Streit zwiſchen der Z. E. G. und
dem deutſchen Großhandel entwickelt hak. Jn den Kreiſen des
Zuckergroßhandels wird der Z. E. G. der Vorwurf gemacht, daß
ſie ohne Not unverſchämte Wucherpreiſe bewillige. Eine Magde-
burger Firma behauptet zum Beiſpiel, daß dem deutſchen
Zuckerfachhandel kurz vor dem Abſchluß des Geſchäftes der
3. E. G. der gleiche Zucker mit 170 Mk. pro Zentner ab Kiew,
alſo mit etwa 200 Mk. einſchließlich Fracht angeboten worden
ſei, und wirft der Z. E. G. vor, daß ſie den Preis in unverant-
wortlicher Weiſe um 100 Mk. in die Höhe geſchraubt habe. Es
iſt möglich, daß die Behauptungen richtig ſind, und nach der bis-
herigen Praxis der 3. E. G. ſogar wahrſcheinlich. Daraus
ſolgt nun freilich noch lange nicht, wie die Großhändler glauben
machen wollen, daß beim freien Handel der Preis dieſes ukrai-
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Gewerkſchaftliches.
Der neue internationale Gewerkſchaftsbund.

London, 10. Auguſt. Reuter erfährt: Jn der Konferenz
der Vertreter der den internationalen Organiſationen ange-
ſchloſſenen britiſchen Gewerkſchaften, die am Freitag im Unter
haus abgehalten wurde, wurde endgültig beſchloſſen, in der
nächſten Jahres Konferenz der Gewerkſchaften, die im September
ſtattfinden wird, die ſofortige Errichtung eines Jnternationalen
Bureaus zu beantragen, das nicht nur dazu beitragen ſoll, die
Fühlung zwiſchen Großbritannien, den Kolonien, den Alliierten
und den neutralen Nationen während des Krieges enger zu ge
ſtalten, ſondern auch helfen ſoll, die zahlreichen Probleme, die
bei Abſchluß der Feindſeligkeiten ſich ſicher ergeben werden,
zu erledigen.

Verkürzung der Arbeitszeit im Solinger Jnduſtrie-

4 bezirke.Nach dreiwöchigen Verhandlungen iſt es zwiſchen den Unter-
nehmer- und Arbeiter-Verbänden im Solinger Jnduſtriebeztrk
zu einer Verſtändigung über die von den Arbeitern ge-
forderte Verkürzung der Arbeitszeit ohne Lohnausfall ge-
kommen. Die Arbeiter forderten eine 50oſtün dige Arbeits-
zeit wöchentlich. Man einigte ſich auf eine Arbeitszeit von
54 Stunden für die Arbeiter in der ganzen Solinger Jn-duſtrie, einſchließlich der Rüſtungsbetriebe, und auf 52 g tun-

den für die Feuerarbeiter. Bisher betrug die Arbeitszeit bis
zu 60 Stunden. Der Lohnausfall ſoll voll entſchädigt wer
den. Eine große Arbeiterverſammlung ſtimmte dieſen Ab-
machungen zu unter der Vorqusſetzung, daß über eine weitere
Verkürzung der Arbeits zeit verhandelt wird, ſobald die Zett-
umſtände es geſtatten. Ein diesbezügliches Verſprechen war
von den Unternehmerverbänden gegeben worden.

Allerlei.
Freie Bahn dem Tüchtigen.!

Die Bahyeriſche Lehrerzeitung teilt folgendes Vorkommnis. mit:
Zwei gleichalterige Schüler der 8. Klaſſe der Oberrealſchule in B.
meldeten ſich als Anwärter zur Seeoffizierslaufbahn bei der See-
kadetten Annahmekommiſſion in Flensburg Mürwik. Der eine,
der Sprößling einer Offiziersfamilie, hatte bei der Anmeldung
einen ſchlechten Dreier, der andere, der Sohn eines Volksſchul-
lehrers, hatte einen Einſer. Der Offizierzsſohn wurde zur Auf-nahme in die Seekadettenanſtalt zugelaſſen der Lehrersſohn wurde

abgewieſen, obwohl er alle Aufnahme- Bedingungen in höchſtem
Maße erfüllte. Nur hatte er den einen Febler. daß er der Sohn
eines Volksſchullehrers war, meint die Bayeriſche geh
damit ein großes Fragezeichen hinter die Behauptung ſetzend, da
jetzt bei uns der Tüchtige freie Bahn finde. Wobei ſie nur außerBetracht läßt, wer in Frenſen für tüchtig angeſehen wird!

BrotausweisSchiebung.
Jn Görlitz nahm die Kriminalpolizei am Montag auf dem

Lebensmittelamt eine Durchſuchung vor; ein paar Stunden zuvorhatten die Bäckermeiſter die bei ihnen abgegebenen Brotausweiſe

abgeliefert. Bei einer Reihe der auf dem Amt r
Frauen und Mädchen fand die Kriminalpolizei Ausweiſe in Höhe
von 50000 bis 200000 Gramm. Au a Pen erklärten die
Mädchen, das ſeien Ausweiſe, die von den Bäckermeiſtern zuviel
abgegeben wurden und die ſie ihnen zurückbringen wollten. Das
entſpricht natürlich nicht der Wahrheit, denn es iſt ausgeſchloſſen,
daß die Bäckermeiſter zuviel Ausweiſe in ſolchem Umfange ab-
liefern könnten. Ob und in was für einem Umfange die Bäcker
meiſter in die Angelegenheit verwickelt ſind, muß erſt die weitere
Unterſuchung aufklären.

Selbſtmord des Gemeindevorſtehers von Krummhübel.
Jn dem vielbeſuchten Rieſengebirgsorte Krummhübel hat der

Gemeindevorſteher Schul z Selbſtmord verübt, indem er 83 in
einem Teiche xi Schmiedeberg ertränkte. Gegen Schulz
ſchwebten mehrere Unterſuchungen, weil er an Lebensmittel-
ſchiebungen beteiligt geweſen ſein ſoll.

Ein Schandbube. Schlecht gelohnt hat ein Angehöriger des
Görlitzer Griechenlagers die ihm gewährte deutſche Gaſtfreundfchaft,
wie eine Verhandlung vor der Strafkammer des Görlitzer Land
gerichts ergab. Unter der Anſchuldigung des ſchweren Sitt-
lichkeits-Verbrechens hatte ſich der Soldat Skavoros Trian
toſilos zu verantworten, und bei der Schwere des Falles der
Grieche hatte ein erſt ſechsjähriges Kind geſchändet und
dabei auch noch angeſteckt mußte die Oeffentlichkeit während
der Verhandlung ausgeſchloſſen werden. Sie endete mit der Ver
urteilung des Wüſtlings zu zwei Jahren Zuchthaus.

Flieger- Leutnant Löwenhardt gefallen. Wie die Schleſiſche
Zeitung meldet, iſt Oberleutnant Löwenhardt im Luftkampfe ge
fallen. Der amtliche Bericht teilte noch am Sonnabend den 52.
und 53. Luftſieg mit. Kurz nach ſeiner Beförderung zum Ober-
leutnant hat ihn nun der Tod ereilt.

Auf dem Grenzamt r Auf dem Grenzüberwachungs-
amt Kaldenkirchen erſchoſſen ſich zwei gutgekleidete Männer,
die auf dem Wege der holländiſchen Grenze bei Lobberich wegen
Spionageverdachts feſtgenommen worden waren.

Willst Du nicht hungern
ſo hilf, daß die Landund frieren, wirtſchaft o lrieges-

wichtige Jnduſtrie leiſtungsfähig bleiben. Die
Männer der Arbeit benötigen Arbeitskleidung.

Gebt Eure entbehrlichen Anzüge ab!

2222n2elbhncahungen
eine Verteilung der
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45 Gramm Butter
Auf Grund der Verordnung dese Magiſtrats vom13. Januar 1916 wird die Verteilung der Butter in der

Woche vom 12. bis 18. Auguſt (35. Woche) wie ſolgt
geregelt:

Auf den Kopf der Bevölkerung entfallen 45 Gramm
Butter. Die abzugebende Menge richtet ſich nach der Zahl
der auf der Fettfarte verzeichneten Haushaltsangehörigen.
Der Verkauf erfolgt vom Donnerstag den 15. Auguſt bis
Sonnabend den 17. Auguſt 1918 auf Grund des Ab-
ſchnittes 33 der Fettkarte. Die Verkäufer haben den vor
bezeichneten Abſchnitt abzutrennen und dieſelben gebündelt
dem Stadternährungsamt am Montag den 19. Auguſt 1918
abzuliefern.

ſcheinen nur auf dem ſtädkiſchen Markt in der Talamtſchule.

Halle, 13. Auguſt 1818. Der Magiſtrat.
Städtiſcher Eierverkauf in der Talamtſchule

am Mittwoch den 14. Auguſt 1918.
Kaufe berechtigt ſind die Jnhaber der Num-

mern der Lebensmittelſcheine 63 501 65 500 vormittags
von 8-12 Uhr und die Jnhaber der Nummern 65 501
bis 69000 nachmittags von 2—6 n Für den Kopf
eines Haushaltes wird ein Ei zum Preiſe von 33 Pfg.
abgegeben.Per Ledensmittelſchein iſt vorzulegen. Zur Beſchleu

nigung der Abfertigung wolle man abgezähltes Geld (vor
allem Kupfergeld) bereithalten.

Umtauſch nur innerhalb drei Tagen.
Halle, den 13. Auguſt 1918. Der Magiſtrat.

Städtiſcher Verkauf auf beſondere Bezugskarten für
Kinder bis zu 12 Jahren und Jugendliche bis zu 17 Jahren
in der Talamtſchule am Mittwoch den 14. Auguſt 1918.

Zugelaſſen zum Einkauf werden die Nummern der
Lebensmittelſcheine 20001-30 000 vorm. von 8-12 Uhr
und die Jnhaber der Nummern 30 001 40 000 nach-
mittags von 2—-6 Uhr. Zum Kaufe berechtigt ſind die
Inhaber des Abſchnittes P der beſonderen Warenbezugskarte
für Jugendliche von 12 bis 17 Jahren und die des Ab-
ſchnittes H der beſonderen Warenbezugskarte für Kinder
bis zu 12 Jahren. Für den Abſchnitt kann h Pfd. Kinder
Gerſtenmehl zum Preiſe von 88 Pfg. verabfolgt werden.

Zur Beſchleunigung der Abfertigung wolle man ab
gezähltes Geld (vor allem Kupfergeld) bereithalten.

Halle, den 13. Auguſt 1918. Der Magiſtrat.

Auſichts 5 Poſtkarten Die g.

nohel. rangporte

owie Speditionst uhren
hrt ſachgemäß aus 11268
Albert Aeckermann,

Thomaſtiusſtr. 15. Tel. 5643.

Frettchen!
Heerschweinchen,

Kanarien Hähne l. -Welbcher,

Cutprechend. Papagelen um.

kauft ſtets *906
und bitte um Angebote.

E

Anträ
energi

Die
Tende

unter
den A
beitsk:

Krieg
ſtädte:

des K.
die di
ſetzen

ſchläg
und w
und g
werde

unſer
einen

e
m

ein
ſchon

„Si
ſagen

„W
Mit

zurück
nahm
aß ur
turm.
Gebre

Als
einen
Stadt
ſich al
klippe
Meer
und d
Zerſti
gegen
Schlä
ſo ſta
Fiſche


	Volksblatt <Halle, Saale>
	Jahr
	Monat
	Tag
	Nr. 188.
	[Seite 1]
	[Seite 2]
	[Seite 3]
	[Seite 4]
	Beilage zum Volksblatt.
	[Seite 5]
	[Seite 6]







